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Eingabe und Speicherung von Verhaltens- oder leistungsbe-
zogenen Daten 181, 193 
Mitbestimmungstatbestand des § 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG 181, 
193 s. auch dort 
nicht beurteilungsrelevante Datenverarbeitung 273 
richterliche Rechtsfortbildung 181, 193 

Techniker-Berichtssystem-Entscheidung 181, 193 
- Textsystem-Entscheidung 273, 287 
- TÜV-Prüfberichts-Entscheidung 273, 284 

Arbeitsförderungsgesetz 334 
- Konkursausfallgeld s. dort 

Arbeitsgerichtsgesetz 

- Großer Senat des Bundesarbeitsgerichts s. Großer Senat 

Arbeitskampf 33, 43, 253 
- Arbeitsrechtsprechung als „Ersatzgesetzgeber" 33, 43 
- befristeter Streik 253 
- Erweiterung des gewerkschaftlichen Tarifgebiets durch Sat­

zungsänderung 253 
- Erzwingung eines Firmen-Tarifvertrages 253 
- Klagerecht von Arbeitgeberverbänden gegen eine Gewerk­

schaft auf Unterlassung rechtswidriger Arbeitskämpfe 33, 43 
- Koalitionsrecht 33, 43 
- Kündigung wegen Teilnahme an rechtswidrigem Streik 253 
- Erkennbarkeit der Rechtswidrigkeit 253 

Frage des unverschuldeten Rechtsirrtums 253 
- „Neue Beweglichkeit" 33, 43 
- rechtswidriger 33, 43, 253 
- Streikaufruf einer tarifunzuständigen Gewerkschaft 253 
- Streikrecht Auszubildender 33, 43 
- ultima-ratio-Prinzip 33, 43 

und Europäische Sozialcharta 39 
- Warnstreik 33, 43 
- wilder Streik 253 

Arbeitsplatz 
- Bildschirmarbeitsplatz s. dort 

Arbeitsverhältnis 
- Abfindung s. dort 
- Änderungskündigung s. dort 
- Anfechtung s. dort 
- Arbeitsvertrag s. dort 
- Auflösung gem. § 9 KSchG s. dort 
- Auflösungsantrag wegen Teilnahme an rechtswidrigem Streik 

253 
- Aushilfsarbeitsverhältnis 62 

s. auch befristeter Arbeitsvertrag 
- Beendigung s. Kündigung 
- befristetes s. befristeter Arbeitsvertrag 
- betriebliche Altersversorgung s. dort 
- Einstellungsfragebogen s. dort 
- fingiertes 71 

s. auch Arbeitnehmerüberlassung 
- Fragerecht nach bestehenden Krankheiten 165 
- Gratifikation s. dort 
- Kündigung s. dort 
- Leiharbeitsverhältnis 71 

s. auch Arbeitnehmerüberlassung 
- Lohnfortzahlung im Krankheitsfall 210 

s. auch Lohnfortzahlungsgesetz 
- Personalfragebogen s. dort 
- Teilzeitarbeitsverhältnis 357 

s. auch Arbeitszeit 
- Urlaubsanspruch s. Urlaubsrecht 

Arbeitsvermittlung 71 
- Abgrenzung zur Arbeitnehmerüberlassung 71 

Arbeitsvertrag 
- Anfechtung s. dort 
- Arbeitszeit s. dort 
- Aushilfsarbeitsvertrag 62 

s. auch befristeter Arbeitsvertrag 
- befristeter s. dort 
- einseitige Leistungsbestimmung des Arbeitgebers 357 
- fingierter 71 

s. auch Arbeitnehmerüberlassung 
- Unwirksamkeit arbeitsvertraglicher Regelungen 357 

einseitiges Leistungsbestimmungsrecht 357 
mit Teilzeitbeschäftigten 357 
Umgehung des Kündigungs- und Kündigungsschutzrechts 
357 
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- Vertragsbruch des Arbeitnehmers 151, 253 
- Vertragsstrafeversprechen 151 
- - bei fristlosem Entlässungsgrund 151 

bei Vertragsbruch 151 
Verstoß gegen Tarifvertrag 151 
Zulässigkeit 151 

Arbeitszeit 210, 357 
- Begriff der „regelmäßigen" 210 

Bedeutung für Lohnfortzahlungsanspruch 210 
- Leistungsbestimmungsrecht des Arbeitgebers zu Umfang und 

Dauer 357 
an den Umfang der Arbeitszeit anknüpfende Vergütung 357 
bei Teilzeitbeschäftigten 357 
Festlegung von Unterrichtsstunden „von Fall zu Fal l" 357 
Herabsetzung der Arbeitszeit nach Bedarf 357 
Nichtigkeit vertraglicher Vereinbarung 357 

- Umgehung des Kündigungs- und Kündigungsschutzrechts 
357 
und neue gesetzliche Regelung in § 4 BeschFG 1985 362 

Arglistige Täuschung 165 
- Anfechtung des Arbeitsvertrages 165 
- Verschweigen einer Schwerbehinderteneigenschaft 165 
- wahrheitswidrige Beantwortung der Frage nach einer Körper­

behinderung 165 

Arzt - Krankenhaus 9 
- Änderung einer Versorgungsordnung 9 
- fehlende Besitzstandsregelung für beitragspflichtige und 

ruhegeldfähige Bereitschaftsdienstvergütung 9 

Auflösung des Arbeitsverhältnisses gemäß § 9 KSchG 345 
- praktische Bedeutung von Auflösungsanträgen 348 
- Verfassungsmäßigkeit des § 9 Abs. 2 KSchG 345 

Differenzierung bei sozialwidrigen Kündigungen 345 
- Festsetzung des Auflösungszeitpunktes 345 

Eigentumsgarantie 345 
Gleichheitssatz 345 
Rechtsstaatsprinzip 345 

Aufsichtsratswahl 56 
- Unterrichtungsanspruch des Betriebsrats über Vorbereitungs­

veranstaltungen 56 

Auskunftspflicht des Arbeitnehmers 165 
- bei zulässiger Frage nach einer Körperbehinderung 165 
- Fragerecht des Arbeitgebers hinsichtlich bestimmter Krank­

heiten 165 
erforderlicher Zusammenhang mit zu verrichtender Tätig­
keit 165 

Auslegung eines Kündigungsschreibens 313 
- als Ankündigung einer Kündigung 313 

Ausschlußfristen 21, 100, 313 
- bei fristloser Kündigung aus wichtigem Grund, § 626 Abs. 2 

BGB 313 
- „Kündigungsberechtigter" bei juristischen Personen 313 
- Kündigungszeitpunkt bei Gesamtvertretung 313 

Kenntnis des Präsidenten eines Verbandes von den für die 
Kündigung maßgebenden Tatsachen 313 

- Zweiwochenfrist des § 9 Abs. 1 Satz 1 MuSchG 21, 100 
Begriff der „unverzüglichen" Mitteilung 21, 26 

- Versäumung, Verschulden, Nachholung 21, 100 

Auszubildende 33, 43 
- Beteiligung an Warnstreiks 33, 43 

Auswahlrichtlinien gem. § 95 BetrVG 215 
- Bedeutung 219 
- Berücksichtigung betrieblicher Belange 215 
- Beurteilungsspielraum des Arbeitgebers 215 
- Überprüfung auf Einhaltung sozialer Gesichtspunkte 215 

Betriebszugehörigkeit 215 
- Lebensalter 215 
- Unterhaltsverpflichtungen 215 

Vermeidung unbilliger Härten 215 
- unzulässige Berücksichtigung krankheitsbedingter Fehlzeiten 

215 
- Vereinbarung der sozialen Auswahl im Interessenausgleich 

215 

B 

Baugewerbe 302, 334 
- Urlaubs- und Lohnausgleichskasse 334 

Erstattungsanspruch des Konkursverwalters für Zahlung 
von Konkursausfallgeld auf Urlaubsentgeltansprüche 334 

- Weiterbeschäftigungsanspruch nach Beendigung der Winter­
pause 302 

- Wiedereinstellungsanspruch nach betriebsbedingter Kündi­
gung eines Saisonbetriebs 302 

und Auswahl bei Neueinstellungen 302 

Befristeter Arbeitsvertrag 62 
- Grundsätzliches zur Befristung von Arbeitsverträgen 69 
- sachliche Rechtfertigung 62 

Aushilfsarbeitsverhältnis 62 
- bei Entzug eines zwingenden Bestandsschutzes 62 

Freihalten einer Planstelle für einen in der Ausbildung 
befindlichen Mitarbeiter 62 

- Vertretung eines zum Wehrdienst einberufenen Mitarbeiters 
62 

- Verbot der „Daueraushilfe" 62 

Bereitschaftsdienstvergütung 9 
- Abänderung eines Versorgungstarifvertrages 9 

Verstoß gegen Gleichheitssatz, Art. 3 Abs. 1 GG 9 
- als ruhegeldfähige und beitragspflichtige Dienstbezüge 9 

Beschwerderecht des Arbeitnehmers 265 
- Einigungsstellenspruch zur Berechtigung einer Beschwerde 

265 
- zur Ablehnung eines Antrags auf Arbeitsbefreiung unter Lohn­

fortzahlung 265 
Krankheit eines Kindes 265 

Betrieb 
- Abgrenzung der Begriffe „Betriebsabteilung" und „Betriebs­

teil" 159 
- Begriff des Betriebs 127 
- betriebsverfassungsrechtlicher 127 

kündigungsschutzrechtlicher 127 
von Rechtsprechung und Rechtslehre entwickelter 127 

- Betriebsabteilung s. dort 
- einheitlicher Betrieb mehrerer Unternehmen 127 

Darlegungs- und Beweislast des Arbeitnehmers 127 
Organisationseinheit 127 
unterschiedliche arbeitstechnische Zwecke 127 

Betriebliche Altersversorgung 1, 9, 137, 145, 268 
- Aktivlegitimation von Erben 7 
- Anpassung nach § 16 BetrAVG 268 

Anspruch des Versorgungsempfängers auf Berücksichti­
gung besonderer Verdienste und persönlicher Opfer 268 
Berücksichtigung der wirtschaftlichen Lage des Arbeitge­
bers 268 

jahrelange erhebliche Verluste 268 
Sanierungsmaßnahmen wegen anhaltender Schwierig­
keiten 268 
und wirtschaftliche Notlage des § 7 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 
BetrAVG 268 

- und Aufbesserung der Versorgung durch freiwillige „Ein­
malzahlungen" 268 

- Anrechenbarkeit von Unfallrenten aus der gesetzlichen Unfall­
versicherung 137 

anrechnungsfähiger Teil 137 
Anlehnung an das Recht der Kriegsopferversorgung 137 

Berücksichtigung im Rahmen einer Höchstbegrenztungs-
klausel 137 
Berücksichtigung unterschiedlicher Zwecke 137 

- Nachzahlungsanspruch 137 
Rückwirkung richterlicher Rechtsfortbildung 137 

Zeit vor 1980 137 
Verstoß gegen Gleichbehandlungsgrundsatz 137 

- Anrechnung von Vordienstzeiten beim Insolvenzschutz 145 
Berechnung des Zeitwertfaktors 145 
Kritik der Literatur 149 

- Meinungsstand im Schrifttum 149 
Problemüberblick 148 
Rechtsprechung des BAG 148 

- verfassungsrechtliche Fragen 150 
- Bereitschaftsdienstvergütung, ruhegeldfähige 9 

Abänderung eines Versorgungstarifvertrags 9 

Vlil 



- fehlende Besitzstandsregelung für beitragspflichtige Bereit­
schaftsdienstvergütungen 9 
Verstoß gegen Gleichheitssatz, Art. 3 Abs. 1 GG 9 
von Krankenhausärzten 9 

- Entgelt- und Versorgungscharakter 1 
- Kürzung 1 

AnrechnungvonLeistungeneinerZusatzversorgungskassel 
- Aufstellung eines neuen Leistungsplans 1 

Billigkeitskontrolle 1 
Mitbestimmung 1 
durch Unterstützungskasse 1 
Rechtslage nach Erlaß des BVerfG-Beschlusses vom 19.10. 
1983 1 
„triftiger Grund" 1 

Erleichterung der Anforderungen bei sog. Altfällen 1 
schwerwiegende wirtschaftliche Belange 1 

- Unverfallbarkeit 1 
Einbeziehung von „Altfällen" 1 
und betriebsbedingtes Ausscheiden vor Eintritt einer 
Erwerbsunfähigkeit 1 

Betriebsabteilung 159 
- Abgrenzung zum Betriebsteil i.S.v. § 111 BetrVG 159 
- Begriff i.S.v. § 15 KSchG 159 
- maßgebende Merkmale 159 
- eigenständiger Betriebszweck 159 
- organisatorisch eigenständige Arbeitsgruppe 159 
- Stillegung 159 

Änderungskündigung gegenüber einem Betriebsratsmit­
glied 159 

- fehlende Voraussetzung einer 159 

Betriebsänderung 
- und Sozialplan s. dort 

Betriebsrat 
- Betriebsratsmitglieder s. dort 
- Erlöschen der Mitgliedschaft 115 

gerichtliche Entscheidung zur NichtWählbarkeit 115 
Status eines leitenden Angestellten 115 

- Mitbestimmung, Mitwirkung s. dort 

Betriebsratsmitglieder 115, 159 
- Sonderkündigungsschutz bei Änderungskündigung 115, 159 

Änderung von Arbeitsbedingungen einer leitenden Ärztin 
115 

und Erlöschen der Mitgliedschaft wegen NichtWählbarkeit 
115 

Status eines leitenden Angestellten 115 
Angebot eines anderen Arbeitsplatzes wegen Stillegung 
einer Betriebsabteilung 159 
Zustimmungserfordernis des Betriebsrats 159 

Betriebsstillegung 
- und Sozialplan s. dort 

Betriebsteil 159 
- Abgrenzung zur Betriebsabteilung 159 

Betriebsvereinbarung 321 
- Billigkeitskontrolle, gerichtliche 321, 324 

Allgemeines 324 
- Sozialplan s. dort 

Betriebsverfassungsgesetz 
- Anhörungs- und Erörterungsrecht einzelner Arbeitnehmer 27 

Hinzuziehungsanspruch eines Betriebsratsmitglieds 27 
- Arbeitskampf s. dort 
- Betriebsrat s. dort 
- Betriebsvereinbarung s. dort 
- Einigungsstelle s. dort 
- Mitbestimmung, Mitwirkung s. dort 
- Sozialplan s. dort 
- Unterlassungsanspruch s. dort 
- Wirtschaftsausschuß s. dort 

Bewerbung 95 

- Anspruch auf Vernichtung des Personalfragebogens nach 
erfolgloser Bewerbung 95 

und Aufbewahrungsinteresse des Arbeitgebers 95 
- Datenspeicherung auf Mikrofilm 95 
- vorvertragliche Rechtsbeziehung 95 

Bildschirmarbeitsplatz 225 
- Augenuntersuchungen 225, 247 
- Ausgestaltung der Arbeitszeit 225, 246 
- Ausgestaltung des Arbeitsplatzes 225, 245 
- Auskunfts-, Kontroll- und Überwachungsrechte des Betriebs­

rats 225, 251 
- Beschäftigung Schwangerer 225, 247 
- Buchungen von Flügen und Hotelreservierungen 225 
- Frage der Überwachungseinrichtung i.S.v. § 87 Abs. 1 Nr. 6 

BetrVG 225 
- Schutz vor wirtschaftlichen Nachteilen 225, 250 
- und Leistungskontrollen 225, 248 
- Verbindung mit zentralem Rechner in USA 225 

Billigkeitskontrolle 1, 321 
- bei Aufstellung eines neuen Leistungsplans nach Kürzung von 

Versorgungsleistungen 1 
- von Betriebsvereinbarungen 321, 324 

Allgemeines 324 
- von Sozialplänen 321, 324 
- Differenzierung zwischen älteren und jüngeren Arbeitneh­

mern 321 
- - Unbilligkeit 325 

Bundesdatenschutzgesetz 95, 181, 193 
- und Anspruch auf Vernichtung eines Personalfragebogens 

nach erfolgloser Bewerbung 95 
- und Arbeitnehmerüberwachung durch elektronische Datener­

hebung und Datenverarbeitung 181, 193 
- Verletzung des Persönlichkeitsrechts durch Datenspeicherung 

95 

D 

Darlegungs- und Beweislast des Arbeitnehmers 127, 215 
- für das Vorliegen eines einheitlichen Betriebes mehrerer 

Unternehmen 127 
- für die fehlerhafte soziale Auswahl bei betriebsbedingter Kün­

digung 215, 221 

Datenerhebung 181, 193 
- durch elektronische Datenverarbeitung 181, 193 
- Mitbestimmung des Betriebsrats s. dort 

Datenschutz 95, 181, 193 
- Anspruch auf Vernichtung eines Personalfragebogens nach 

erfolgloser Bewerbung 95 
- bei elektronischer Datenerhebung und Datenverarbeitung 181, 

193 
- informationelle Selbstbestimmung 95 
- und Persönlichkeitsrecht 95 

Datenverarbeitung 181, 193, 273, 284, 287 
- und Mitbestimmung des Betriebsrats 181, 193, 273, 284, 287 

Bildschirmarbeitsplatz-Entscheidung 225 
Frage der Arbeitnehmerüberwachung s. dort 
Techniker-Berichtssystem-Entscheidung 181, 193 

- - TÜV-Prüfbeleg-Entscheidung 273, 284 

Diebstahl 
- geringwertiger Sachen 171 

drei Kiwi-Früchte 171 
- und außerordentliche Kündigung 171 

Direktionsrecht 357 
- bei Umfang und Dauer der Arbeitszeit von Teilzeitbeschäftig­

ten 357 

IX 



E 
Einigungsstelle 265, 293, 327 
- Aufstellung eines Sozialplans im Konkursverfahrens 327 

Anfechtung durch Konkursverwalter 327 
Festsetzung pauschaler, einheitlicher Abfindungszahlungen 
327 

- Höhe des Sozialplanvolumens 327 
- Unwirksamkeit eines Spruchs zur Berechtigung einer 

Beschwerde eines Arbeitnehmers 265 
Beteiligung des beschwerdeführenden Arbeitnehmers 265 
Geltendmachung eines vermeintlichen Rechtsanspruchs 
265 

Arbeitsbefreiung unter Lohnfortzahlung wegen Krankheit 
eines Kindes 265 

sachliche Unzuständigkeit 265 
zur Begründung zusätzlicher Leistungspflicht des Arbeitge­
bers 265 

- Unwirksamkeit eines Spruchs zur Erhöhung des Gesamtzula-
genprozentsatzes bei freiwilligen Leistungen 293 

Leistungszulagen zum Tariflohn 293 
und Ausschluß des Mitbestimmungsrechts 293 

Einstellungsfragebogen 95, 165 
- Anspruch auf Vernichtung eines Personalfragebogens nach 

erfolgloser Bewerbung 95 
- wahrheitswidrige Beantwortung der Frage nach einer Körper­

behinderung 165 
arglistige Täuschung oder falsche Antwort auf zulässige 
Frage 
Fragerecht des Arbeitgebers 165 
Verschweigen einer Schwerbehinderteneigenschaft 165 

Europäische Sozialcharta 33, 43 
- im Zusammenhang mit dem ultima-ratio-Prinzip des Art. 9 

Abs. 3 GG 33, 39, 43 

F 
Fragebogen 
- s. Einstellungsfragebogen 

- s. Personalfragebogen 

Fragerecht nach bestehenden Krankheiten 165 

Freistellung 265 
- Freistellungsanspruch und Beschwerderecht des Arbeitneh­

mers 265 
Arbeitsbefreiung unter Lohnfortzahlung wegen Krankheit 
eines Kindes 265 

Freiwillige Leistungen 200, 204, 206, 290, 293 
- Ausschluß des Mitbestimmungsrechts 290, 293 
- Gratifikation 200, 204, 206 
- übertarifliche Zulagen 290, 293 
- Ungleichbehandlung 200, 204, 206 
- Weihnachtsgratifikation 200, 204, 205 

G 
Gerichtsverfassungsgesetz 81 
- Ausschluß der mündlichen Verhandlung vor den Großen Sena­

ten 86 
und Grundsatz der fakultativen Mündlichkeit des Großen 
Senats des BAG 81, 86 

Gesamtvertretung 313 
- „Kündigungsberechtigter" 313 
- Kündigungszeitpunkt bei außerordentlicher Kündigung 313 

Gewerkschaften 33, 43, 253, 339 
- Anspruch auf Tarifverhandlungen 339 
- Arbeitskampf s. dort 
- Streikrecht 33, 43, 253 

Anspruch der Arbeitgeberverbände auf Unterlassung 
rechtswidriger Arbeitskämpfe 33, 43 

Durchsetzung von Tarifforderungen 33, 43 
für Auszubildende 33, 43 

- - „Neue Beweglichkeit" 33, 43 
- Streikaufruf einer tarifunzuständigen Gewerkschaft 253 

ultimo-ratio-Prinzip 33, 43 
Warnstreik 33, 43 

- Tarifgebiet 253 
Erweiterung durch Satzungsänderung 253 

Gleichbehandlungsgrundsatz 137, 200, 204, 206, 263 
- Differenzierung Arbeiter/Angestellte bei Weihnachtsgratifika­

tionen 200, 204, 206 
Frage der Sachgerechtigkeit und Sachwidrigkeit 208 
Übergangsfrist zur Anpassung an den Gleichbehandlungs­
grundsatz 206 

- und uneingeschränkte Anrechnung von Unfallrenten auf 
betriebliche Versorgungsleistungen 137 

- und Verknüpfung einer Sozialplanabfindung mit Verzicht auf 
Kündigungsschutz 263 

Gleichheitssatz 321, 345 
- Differenzierung zwischen älteren und jüngeren Arbeitnehmern 

bei Abfindungszahlungen 321 
- gerichtliche Auflösung des Arbeitsverhältnisses 345 

Verfassungsmäßigkeit des einheitlichen Auflösungszeit­
punktes gem. § 9 Abs. 2 KSchG 345 

Gratifikation 200, 204, 206 
- als freiwillige Leistung 200, 204, 206 
- Differenzierung Arbeiter/Angestellte 200, 204, 206 

Übergangsfrist zur Anpassung an den Gleichbehandlungs­
grundsatz 206 

- Gruppenbildung bei der Gratifikationshöhe 200, 204, 206 
aus wirtschaftlichen Gründen für eine Übergangszeit 206 
sachliche Rechtfertigung 200, 204 

Ausfallzeiten durch Krankheit der nicht begünstigten 
Gruppe 200 
Ausgleich unterschiedlicher übertariflicher Lohn- und 
Gehaltszahlungen 200, 204 
Bindung der begünstigten Gruppe an den Betrieb 204 
unterschiedlicher Fluktuationsgrad der nicht begünstig­
ten Gruppe 200 

- Weihnachtsgratifikation 200, 204, 206 

Großer Senat 81 
- Grundsatz der fakultativen mündlichen Verhandlung 81, 85 

und Ausschluß der mündlichen Verhandlung in § 138 Abs. 1 
GVG 86 
Vorgeschichte 85 

- Prüfung der Vorschriften über den „gesetzlichen Richter" 
i.S.v. Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG 81 

- Überprüfung der Zuständigkeit des vorlegenden Senats nach 
dem Geschäftsverteilungsplan 81, 87 

Umfang der Überprüfungskompetenz 81, 87 
Wegfall von Jubiläumszuwendungen und Mitbestimmungs­
recht 81 

- Zulässigkeit seiner Anrufung 81 
abgesondere Verhandlung 81 
Vorabentscheidung 81 

Grundgesetz 9, 33, 43, 81, 95, 321, 345 
- Art. 2 Abs. 1 GG 95 

Persönlichkeitsrecht 95 
Anknüpfung an das Volkszählungsurteil des BVerfG 95, 
98 
Anspruch auf Vernichtung eines Personalfragebogens 
nach erfolgloser Bewerbung 95 

( informationelle Selbstbestimmung 95, 98 
Verletzung durch Datenspeicherung 95 

- Art. 3 Abs. 1 GG 9, 321, 345 
Gleichheitssatz 9, 321, 345 

Differenzierung zwischen älteren und jüngeren Arbeit­
nehmern bei Abfindungszahlungen 321 
einheitlicher Auflösungszeitpunkt eines Arbeitsverhältnis­
ses gem. § 9 Abs. 2 KSchG 345 
Fehlen einer Besitzstandsregelung für beitragspflichtige 
und ruhegeldfähige Bereitschaftsdienstvergütungen bei 
Änderung einer Versorgungsordnung 9 

- Art. 9 Abs. 3 GG 33, 43 
Koalitionsrecht und „Neue Beweglichkeit" im Arbeitskampf 
33, 43 

- und Europäische Sozialcharta 39, 43 
Unterlassungsanspruch bei rechtswidrigen Arbeitskämpfen 
33, 43 
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Verletzung der Koalitionsparität 41, 43 
- Art. 14 GG 345 

Eigentumsschutz bei gerichtlicher Auflösung des Arbeits­
verhältnisses 345 

- Art. 20 Abs. 3 GG 345 
Rechtsstaatsprinzip bei gerichtlicher Auflösung eines 
Arbeitsverhältnisses 345 

- Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG 81 
Prüfung der Vorschriften über den „gesetzlichen Richter" 
durch den Großen Senat des BAG 81, 87 

H 
Hauptfürsorgestelle 14 
- rechtliche Bedeutung eines Negativattests für die Kündigung 

eines vom Versorgungsamt noch nicht anerkannten Schwer­
behinderten 14, 18 

i 

Informationelle Selbstbestimmung 95 
- Anknüpfung an das Volkszählungsurteil des BVerfG 95, 98 
- Anspruch auf Vernichtung des Personalfragebogens nach 

erfolgloser Bewerbung 95 
- und Recht auf Information 98 
- Verletzung des Persönlichkeitsrechts durch Datenspeicherung 

95 

Interessenausgleich 215 
- über soziale Auswahl bei betriebsbedingter Kündigung 215 

K 
Koalitionen 33, 43 
- Koalitionsrecht und „Neue Beweglichkeit" im Arbeitskampf 

33, 43 
Unterlassungsanspruch bei rechtswidrigen Arbeitskämpfen 
33, 43 
Verletzung der Koalitionsparität 41, 43 

Konkursrecht 308, 327 
- Anfechtung eines Sozialplans durch Konkursverwalter 327 
- Kündigung durch Konkursverwalter 308 
- Bindung an tarifvertragliche Unkündbarkeitsklausel 308 

analoge Anwendung von § 15 Abs. 4 KSchG 308 
- Gewährleistung des generellen überbetrieblichen Bestands­

schutzes 308 
Gleichsetzung von tarifvertraglichen mit gesetzlichen Kün­
digungsfristen i.S.v. § 22 Abs. 1 Satz KO 308 

Konkursausfallgeld 334 
- Übergang auf die Bundesanstalt für Arbeit 334 
- und Urlaubsentgelt 334 
- Erstattungsanspruch des Konkursverwalters gegenüber der 

Urlaubs- und Lohnausgleichskasse des Baugewerbes 334 

Krankheit 
- Freistellungsanspruch wegen Krankheit eines Kindes 265 
- Beschwerderecht des Arbeitnehmers 265 

Kündigung des Arbeitgebers, außerordentliche 14, 171, 253, 
313 
- Auslegungi eines Kündigungsschreibens 313 

als Ankündigung einer Kündigung 313 
- eines Verbands-Hauptgeschäftsführers mit Nebentätigkeiten 

als Anwalt und Geschäftsführer 313 
- eines vom Versorgungsamt noch nicht anerkannten Schwer­

behinderten 14 
s. auch Schwerbehindertengesetz 

- „Kündigungsberechtigter" bei juristischen Personen 313 
- Kündigungszeitpunkt bei Gesamtvertretung 313 

Fristbeginn mit dem Zeitpunkt der Kenntnis des Verbands-
Präsidenten von den für die Kündigung maßgebenden Tat­
sachen 313 

- strafbare Handlung gegenüber dem Arbeitgeber 171 
Diebstahl außerhalb des Beschäftigungsbetriebs in einem 
anderen Betrieb des Arbeitgebers 171 
Entbehrlichkeit vorheriger Abmahnung 171 
Entwendung geringwertiger Sachen 171 

drei Kiwi-Früchte 171 
- Interessenabwägung 171 

Umdeutung in sozial gerechtfertigte ordentliche Kündigung 
171 

Anhörung und Stellungnahme des Betriebsrats zu beiden 
Kündigungen 171 

„Wichtigkeit" des Kündigungsgrundes 171 
- und vorsorgliche ordentliche Kündigung 253, 313 
- von Teilnehmern an rechtswidrigem Streik 253 

Frage des unverschuldeten Rechtsirrtums 253 

Kündigung des Arbeitgebers, betriebsbedingte 88, 215, 302 
- Auftragsmangel 88 
- Auftragsrückgang 215 
- in Saisonbetrieben 302 
- fehlende vertragliche Vereinbarung 302 

Vertragshaftung 305 
Vertrauenshaftung 302, 306 

- Weiterbeschäftigungsanspruch nach der Winterpause 302 
Wiedereinstellungsanspruch 302 

- soziale Auswahl 88, 215 
Abkehr von früherer Rechtsfortbildung 93 
Änderung bisheriger Rechtsprechung 88 

- bei Neueinstellungen in Saisonbetrieben 302 
gem. Auswahlrichtlinien des § 95 BetrVG 215 

Berücksichtigung betrieblicher Belange 215 
Beurteilungsspielraum des Arbeitgebers 215 
Darlegungs- und Beweislast des Arbeitnehmers für fehler­
hafte soziale Auswahl 221 
Überprüfung auf Einhaltung sozialer Gesichtspunkte 215 

Lebensalter 215 
Betriebszugehörigkeit 215 
Unterhaltsverpflichtung 215 
Vermeidung unbilliger Härten 215 

unzulässige Berücksichtigung krankheitsbedingter Fehl­
zeiten 215 
Vereinbarung im Interessenausgleich 215 

- Mitteilungspflicht des Arbeitgebers über Gründe der sozia­
len Auswahl 88 

Kündigung des Arbeitgebers, ordentliche 1, 88, 215, 253, 263, 
313 
- Auslegung eines Kündigungsschreibens 313 

als Ankündigung einer Kündigung 313 
- betriebsbedingte s. dort 
- Kündigungsgründe s. dort 
- soziale Auswahl bei betriebsbedingter s. dort 
- und Mutterschutzgesetz s. dort 
- Verknüpfung einer Sozialplanabfindung mit Verzicht auf Kün­

digungsschutz 263 
- vorsorgliche, bei fristloser Kündigung 253 

wegen Teilnahme an rechtswidrigem Streik 253 

Kündigungsfristen 308, 313 
- Ausschlußfrist des § 626 Abs. 2 BGB 313 
- Frage des Kündigungszeitpunkts bei Gesamtvertretung 313 
- Gleichsetzung von tarifvertraglichen mit gesetzlichen Kündi­

gungsfristen i. S.v. § 22 Abs. 1 Satz 2 KO 308 

Kündigungsgründe 14, 88, 159, 171, 215, 253, 302 
- betriebsbedingte 88 
- Auftragsmangel 88 
- Auftragsrückgang 215 
- Stillegung einer Betriebsabteilung 159 
- Winterpause in Saisonbetrieben 302 
- Diebstahl 171 
- Entwendung geringwertiger Gegenstände 171 
- mehrfache eigenmächtige Urlaubsverlängerung 14 
- strafbare Handlung gegenüber dem Arbeitgeber 171 
- Teilnahme an rechtswidrigem Streik 253 
- „Wichtigkeit" des Kündigungsgrundes 171 

Kündigungsschreiben 313 
- Auslegung als Ankündigung einer Kündigung 313 
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Kündigungsschutzgesetz 
- Änderungskündigung s. dort 
- Auflösung des Arbeitsverhältnisses 253, 345 

Antrag des Arbeitgebers 253 
Festsetzung des Auflösungszeitpunktes 345 
Teilnahme an rechtswidrigem Streik 253 
Verfassungsmäßigkeit des § 9 Abs. 2 KSchG 345 

- einheitlicher Betrieb mehrerer Unternehmen 127 
Darlegungs- und Beweislast des Arbeitnehmers 127 
Organisationseinheit 127 

— und betriebsverfassungsrechtlicher Betriebsbegriff 127 
— unterschiedliche arbeitstechnische Zwecke 127 

von Rechtsprechung und Rechtslehre entwickelter Begriff 
„Betrieb4 4 127 

- Kündigung, betriebsbedingte 88, 215, 302 
- Sonderkündigungsschutz für Betriebsratsmitglieder 115, 159 
— Änderungskündigung 115 
— Begriff der Betriebsabteilung 159 
— Erlöschen der Mitgliedschaft wegen NichtWählbarkeit auf­

grund gerichtlicher Feststellung 115 
Status eines leitenden Angestellten 115 

— Stillegung einer Betriebsabteilung 159 
Zustimmungserfordernis des Betriebsrats 159 

- soziale Auswahl bei betriebsbedingter Kündigung 88, 215 
Abkehr von früherer Rechtsfortbildung 93 
Änderung bisheriger Rechtsprechung 88 
aufgrund von Auswahlrichtlinien 215 
durch Vereinbarung im Interessenausgleich 215 

Überprüfung auf Einhaltung sozialer Gesichtspunkte 215 
Mitteilungspflicht des Arbeitgebers über Gründe der sozia­
len Auswahl 88 

L 
Leiharbeitnehmer 71 
- s. Arbeitnehmerüberlassung 

Leistungszulage 293 
- Ausschluß der Mitbestimmung 293 

Lohnfortzahlungsgesetz 210 
- Bedeutung der „regelmäßigen Arbeitszeit4' für einen Lohnfort­

zahlungsanspruch 210 
als durchschnittliche Arbeitszeit 213 

— Eintritt der Arbeitsunfähigkeit als Beurteilungszeitpunkt 210 
— mehr als 45 Stunden monatliche Arbeitszeit 210 
— zeitliche Gleichförmigkeit 210 
— Zwölf-Monats-Zeitraum 210, 214 
- Einstufung als Arbeiter i.S.v.§1 Abs. 1 Satz 1 LohnFG 210, 212 
- Frage der ungerechtfertigten Bereicherung 212 
- RückZahlungsanspruch des Arbeitgebers 210 

M 
Mitbestimmung, Mitwirkung des Betriebsrats 
- Anhörung und Erörterungsrecht des einzelnen Arbeitnehmers 

27 
und Hinzuziehungsanspruch eines Betriebsratsmitglieds 27 

- bei allgemeinen personellen Angelegenheiten s. dort 
- bei personellen Einzelmaßnahmen s. dort 
- Beschwerderecht des Arbeitnehmers s. dort 
- Einigungsstelle s. dort 
- in sozialen Angelegenheiten s. dort 
- in wirtschaftlichen Angelegenheiten s. dort 
- Unterlassungsanspruch 56 
- bei Nichtbeachtung von Unterrichtungsansprüchen 56 
- und zusätzlicher Rechtsschutz in Form von Unterlassungs­

verfügungen 61 
- Unterrichtungsanspruch 56 
- Erfordernis der Bestimmtheit des Antrags 56 

Rechtsschutzinteresse 56 
Vorbereitungsveranstaltungen zur Aufsichtsratswahl 56 

Mitbestimmung, Mitwirkung des Betriebsrats bei allgemeinen 
personellen Angelegenheiten 215 
- Auswahlrichtlinien 215 

bei betriebsbedingter Kündigung 215 
bei Kündigungen allgemein 215 
Überprüfung auf Einhaltung sozialer Gesichtspunkte 215 
Vereinbarung der sozialen Auswahl im Interessenausgleich 
215 

Mitbestimmung, Mitwirkung des Betriebsrats bei personellen 
Einzelmaßnahmen 88 
- bei Änderungskündigung gegenüber einem Betriebsratsmit­

glied wegen Stillegung einer Betriebsabteilung 159 
Zustimmungserfordernis 159 

- Anhörung bei Umdeutung einer unwirksamen fristlosen in eine 
wirksame ordentliche Kündigung 171 

- bei betriebsbedingter Kündigung 88 
Abkehr von früherer Rechtsfortbildung 88 
Änderung bisheriger Rechtsprechung 88 
Mitteilungspflicht des Arbeitgebers über Gründe der sozia­
len Auswahl 88 

Mitbestimmung, Mitwirkung des Betriebsrats in sozialen Ange­
legenheiten 
- bei Einführung und Anwendung technischer Überwachungs­

einrichtungen gem. § 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG 181,193, 225, 273, 
284, 287 

Ausschluß der Mitbestimmung 279 
Bildschirmarbeitsplätze 225 

Augenuntersuchungen 225, 247 
Ausgestaltung der Arbeitszeit 225, 248 
Ausgestaltung des Arbeitsplatzes 225, 245 
Auskunfts-, Überwachungs- und Kontrollrecht 225, 251 
Beschäftigung Schwangerer 225, 246 
Datensichtgeräte mit Rechner 225 
einer amerikanischen Fluggesellschaft 225 
Leistungskontrollen 225, 248 

Beurteilungsrelevanz 276 
Datenverwendung 275 
Eingabe und Speicherung von Verhaltens- und Leistungs­
daten 181, 193, 225, 273, 284, 287 
elektronische Datenerhebung und Datenverarbeitung 118, 
193, 274 
Grenzen der Mitbestimmung 189, 278 

Ermessensgrenzen 190 
Gesetzes- und Tarifvorrang 189 

richterliche Rechtsfortbildung 181, 193 
Schutz vor wirtschaftlichen Nachteilen 225, 250 

Frage einer Betriebsänderung 225, 250 
Techniker-Berichtssystem-Entscheidung 181, 193 
Textsystem-Entscheidung 273, 287 

Eingabe von Namenskürzeln 273, 284 
rechnergesteuerte Textsysteme zur Satzherstellung 273, 
287 

TÜV-Prüfberichts-Entscheidung 273, 284 
Personalkennziffern in TÜV-Prüfbelegen 273, 284 

Voraussetzungen eines Mitbestimmungsrechts 182, 252 
Bildschirmarbeitsplatz-Entscheidung 184 
vor der Computerzeit 184 

- freiwillige außertarifliche Zulagen 290, 293 
als Einzelfallregelung 293, 300 
Ausschluß der Mitbestimmung 290, 293 
Erhöhung des Gesamtzulagenprozentsatzes 293 
individuelle Erhöhung 290 
persönliche Leistungszulagen 293 
Tarifvorrang 290, 293, 299 
ungerechtfertigtes Auskunftsverlangen 290 

- Unwirksamkeit des Einigungsstellenspruchs 293 
- Provisionen 120 

Abschlußprovision 120 
Ausschluß der Mitbestimmung 120 
Definition der vergleichbaren leistungsbezogenen Entgelte 
120 
dem Akkord- und Prämienlohn vergleichbares Entgelt 120 
Provisionssätze 120 

- Provisionspunktezahlen pro Geschäftsabschluß 120 
Ausschluß der Mitbestimmung bei Festsetzung des DM-
Wertes je Provisionspunkt 120 
Festlegung von Provisionspunktezahlen als nähere Ausge­
staltung einer Provisionsregelung 120 

- Prüfung der Zulässigkeit von Haupt- und Hilfsantrag 225, 245 
- Zulässigkeit eines sog. Vorabentscheidungsverfahrens über 

Bestehen oder Nichtbestehen eines Mitbestimmungsrechts 
225, 245 
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Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats in wirtschaftlichen An­
gelegenheften 
- Sozialplan s. dort 
- Wirtschaftsausschuß 350 

Ablichtung von Sitzungsunterlagen 350 
Anspruch auf Vorlage und zeitweilige Überlassung von Sit­
zungsunterlagen 350 
Begriff „Vorlage" von Unterlagen 350 
Geheimhaltungsinteresse des Arbeitgebers an Daten des 
Unternehmens 350 

Gefährdung von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen 
350 

Vorbereitung von Sitzungen 350 

Mutterschutzgesetz 21, 100 
- Berechnung des Beginns des Kündigungsschutzes 100, 105 
- Berechnung des Beginns der Schwangerschaft 100, 105 

Annahme eines fiktiven Entbindungstermins 100, 105 
Rückrechnung um 267 Tage vom tatsächlichen Entbin­
dungstermin 100, 106 
Rückrechnung um 280 Tage vom errechneten Entbindungs­
termin 100, 105 
Rückrechnung vom tatsächlichen Entbindungstermin 100, 
105 

- Berufung auf den besonderen Kündigungsschutz durch nach­
trägliche Schwangerschaftsmitteilung 21, 100 

unverzügliche Nachholung 21, 100 
Versäumung der Mitteilungsfrist wegen verspäteter Feststel­
lung der Schwangerschaft 21, 100 

- Kündigung eines Probearbeitsverhältnisses 21, 24 
- Verschulden gegen sich selbst 25 
- Zweiwochenfrist des § 9 Abs. 1 Satz 1 MuSchG 21, 100 

Begriff der „unverzüglichen" Mitteilung 21, 26 
Nachholung 21, 100 
Versäumung 21, 100, 106 

- - Verschulden 21, 100, 106 

N 
Negativattest der Hauptfürsorgestelle 14 
- rechtliche Bedeutung für die Kündigung eines vom Versor­

gungsamt noch nicht anerkannten Schwerbehinderten 14, 18 
- zur Beseitigung einer Kündigungssperre 14 

„Neue Beweglichkeit" im Arbeitskampf 33, 43 

P 
Persönlichkeitsrecht 95, 181, 193 
- Anspruch auf Vernichtung eines Personalfragebogens nach 

erfolgloser Bewerbung 95 
- informationelle Selbstbestimmung 95, 98 
— - Anknüpfung an das Volkszählungsurteil des BVerfG 95, 98 
- Übertragung eines Personalfragebogens auf Mikrofilm 95 
- Verletzung durch Datenspeicherung 95 
- Verletzung durch Datenverwendung 191 

s. auch Arbeitnehmerüberwachung 

Personalfragebogen 95, 165 
- Anspruch auf Vernichtung nach erfolgloser Bewerbung 95 
- Aufbewahrungsinteresse des Arbeitgebers 95 
- Einstellungsfragebogen 165 

wahrheitswidrige Beantwortung der Frage nach einer Kör­
perbehinderung 165 

- Recht auf Information 98 
- Recht auf informationelle Selbstbestimmung 95, 98 
- Verletzung des Persönlichkeitsrechts durch Datenspeicherung 

Provision 120 
- Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats nach § 87 Abs. 1 Nr. 10 

und 11 BetrVG 120 
Abschlußprovision 120 
Festlegung von Provisionspunktezahlen 120 

R 

Rechtsfortbildung, richterliche 88, 137, 181, 193 
- Abkehr von früherer Rechtsfortbildung 88, 93 
- Grenzen 137 
- Rückwirkung 137 

Frage der echten oder unechten 144 
für die Zeit vor 1980 bei der betrieblichen Altersversorgung 
137 
Rechtsprechung zur Nichtanrechenbarkeit gesetzlicher 
Unfallrenten auf Betriebsrenten 137 

- Zulässigkeit 93 
- zur Mitbestimmung bei Kündigungen 88 
- zur Mitbestimmung bei technischen Überwachungseinrichtun­

gen 181, 193 
Techniker-Berichtssystem-Entscheidung 181, 193 

Rechtsmißbrauch 108 
- begrifflicher Inhalt 108 
- Urlaubsanspruch bei fehlender Arbeitsleistung im Urlaubsjahr 

oder im Übertragungszeitraum 108 

Rechtsstaatsprinzip 345 
- und gerichtliche Auflösung des Arbeitsverhältnisses 345 

Verfassungsmäßigkeit des einheitlichen Auflösungszeit­
punktes gem. § 9 Abs. 2 KSchG 345 

Ruhegehalt 
- betriebliche Altersversorgung s. dort 
- Unterstützungskassen s. dort 
- Versorgungstarifvertrag s. dort 

s 
Saisonbetrieb 302 
- Auswahl bei Neueinstellungen 302, 307 
- Vertragshaftung 302, 305 
- Vertrauenshaftung 302, 306 
- Weiterbeschäftigungsanspruch nach einer Winterpause 302 
- Wiedereinstellungsanspruch nach betriebsbedingter Kündi­

gung 302 

Selbstbestimmung, informationelle 95 
- Anspruch auf Vernichtung eines Personalfragebogens bei 

erfolgloser Bewerbung 95 

Soziale Auswahl 
— bei betriebsbedingter Kündigung 88, 215 

aufgrund von Auswahlrichtlinien gem. § 95 BetrVG 215 
Überprüfung auf Einhaltung sozialer Gesichtspunkte 215 

Betriebszugehörigkeit 215 
Lebensalter 215 
Unterhaltsverpflichtungen 215 
Vermeidung unbilliger Härten 215 

Beurteilungsspielraum des Arbeitgebers 215 
— Darlegungs- und Beweislast des Arbeitnehmers für eine 

fehlerhafte Auswahl 221 
— Mitteilungspflicht des Arbeitgebers über Gründe der sozia­

len Auswahl 88 
Vereinbarung im Interessenausgleich 215 
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Sozialplan 263, 321,327 
- Abschluß zwischen den Betriebspartnern, unmittelbarer 263 
- anläßlich Betriebsstillegung 321, 327 
- „Bereinigungsfunktion" 263 
- Billigkeitskontrolle, gerichtliche 321 
- - Differenzierung zwischen älteren und jüngeren Arbeitneh­

mern bei Abfindungszahlungen 321 
Differenzierungsmerkmale 321 

baldiger Bezug von Altersruhegeld 321 
Möglichkeit vorgezogenen Altersruhegeldes 321 
Staffelung nach Dauer der Betriebszugehörigkeit 321, 
325 
Zukunftsbezogenheit bei jüngeren Arbeitnehmern 321, 
325 

- Wahrung des Gleichheitssatzes 321 
- Entschädigungstheorie 327, 332 
- im Konkurs 327 
- Festsetzung pauschaler, einheitlicher Abfindungszahlungen 

durch Einigungsstellenspruch 327 
Anfechtung durch Konkursverwalter 327 

- — mangelnde Differenzierung zwischen tatsächlichen oder 
zu erwartenden Nachteilen 327 
Nichtberücksichtigung neuer Arbeitsplätze von entlasse­
nen Arbeitnehmern 327 
Zeitpunkt des Einigungsstellenspruchs 327 
Zeitraum von zwei Jahren zwischen Entlassung und Eini­
gungsstellenspruch 327 

- neue Maßstäbe für die Aufstellung von Sozialplänen 325 
- Parallele zum Schadenersatzrecht 333 
- Steuerungszweck 332 
- Teil Unwirksamkeit 263 
- Unbilligkeit 325 
- Verknüpfung von Abfindungen mit Verzicht auf Kündigungs­

schutz 263 
- Verstoß gegen Gleichbehandlungsgrundsatz 263 
- Vorsorgetheorie 332 
- Zeitpunkt der Vereinbarung 327 

und abweichende spätere Entwicklung der Verhältnisse 327 

Sch 
Schwerbehinderteneigenschaft 165 
- Begriff der „Körperbehinderung" 165 
- Verschweigen im Einstellungsfragebogen 165 

Schwerbehindertengesetz 14 
- außerordentliche Kündigung eines vom Versorgungsamt noch 

nicht anerkannten Schwerbehinderten 14 
- Negativattest der Hauptfürsorgestelle 14, 18 

Begriff der „Unverzüglichkeit" der Kündigung 14 
Beseitigung der Kündigungssperre 14 

st 
Stillegung einer Betriebsabteilung 159 
- mangelnde Voraussetzungen 159 

Streik 33, 43, 253, 339 
- Androhung bei Forderung von Tarifverhandlungen 339 
- befristeter 253 
- Erweiterung des gewerkschaftlichen Tarifgebiets durch Sat­

zungsänderung 253 
- Erzwingung eines Firmen-Tarifvertrages 253 
- rechtswidriger gewerkschaftlicher 253 

Androhung fristloser Kündigung 253 
Entscheidung zwischen Vertragstreue und Verbandstreue 
253 

- Erkennbarkeit der Rechtswidrigkeit 253 
- Frage des unverschuldeten Rechtsirrtums 253 
- Kündigung wegen Teilnahme 253 
- Streikaufruf einer tarifunzuständigen Gewerkschaft 253 
- Warnstreik 33, 43 
- bisherige Rechtsprechung 36 

Entbindung aus den Grundsätzen des ultima-ratio-Prinzips 
33, 43 

und Verweis auf die Europäische Sozialcharta 39, 43 
„Neue Beweglichkeit" 33, 43 
Rechtswidrigkeit 33, 43 
Teilnahme von Auszubildenden 33, 43 
Verletzung der Koalitionsparität 41, 43 
zur Durchsetzung tariflicher Forderungen 33, 43 

T 

Tarifrecht 
- Einordnung von Tarifnormen unter Rechtsnormen 308 
- freiwillige außertarifliche Zulagen 290, 293 

Ausschluß der Mitbestimmung 290, 293 
persönliche Leistungszulage 293 
Tarifvorrang und Öffnungsklausel 290, 293, 302 
Unterrichtungsanspruch und eidesstattliche Versicherung 
290, 298 

- Gleichsetzung von tarifvertraglichen mit gesetzlichen Kündi­
gungsfristen i.S.v. § 22 Abs. 1 Satz 2 KO 308 

- Regelungen über Besatzungsstärke im Cockpit 339 
- und Vertragsstrafeversprechen im Arbeitsvertrag 151 
- Verhandlungsanspruch der Tarifvertragsparteien 339, 344 
- Versorgungstarifvertrag s. dort 

Tarifverhandlungen 253, 339 
- Anspruch der Gewerkschaften 339 
- Erzwingung zum Abschluß eines Firmen-Tarifvertrages 253 
- Streikaufruf einer tarifunzuständigen Gewerkschaft 253 

Tarifvertragsparteien 339 
- Verhandlungsanspruch 339, 344 

Androhung von Kampfmaßnahmen 339, 344 
tarifliche Regelungen über Besatzungsstärke im Cockpit 
339 

Techniker-Berichtssystem-Entscheidung 181, 193 

Teilzeitbeschäftigte 357 
- Leistungsbestimmungsrecht des Arbeitgebers zu Umfang und 

Dauer der Arbeitszeit 357 
an den Umfang der Arbeitszeit anknüpfende Vergütung 357 
Festlegung von Unterrichtsstunden „von Fall zu Fall" 357 
Herabsetzung der Arbeitszeit nach Bedarf 357 
neue gesetzliche Regelung in § 4 BeschFG 1985 362 
Nichtigkeit vertraglicher Vereinbarung 357 
Umgehung des Kündigungs- und Kündigungsschutzrechts 
357 
Verlagerung von Bestandsschutz- und Beschäftigungsrisi­
ken 357 

Textsystem-Entscheidung 273, 287 

TÜV-Prüfberichts-Entscheidung 273, 284 

u 

übertarifliche Zulagen, freiwillige 290, 293 
- Ausschluß der Mitbestimmung 290, 293 

Überwachungseinrichtungen, technische 181, 193, 225, 273, 
284, 287 

Unfallrenten 137 
- Anrechenbarkeit auf betriebliche Altersversorgung 137 

Nachzahlungsanspruch 137 
- Verstoß gegen Gleichbehandlungsgrundsatz 137 

Unterlassungsanspruch 56 
- § 23 Abs. 3 BetrVG 56 
- bei Nichtbeachtung von Unterrichtungsansprüchen 56 
- und zusätzlicher Rechtsschutz in Form von Unterlassungsver­

fügungen 61 

Unterrichtungsanspruch 56 
- § 80 Abs. 2 Satz 1 BetrVG 56 
- Erfordernis der Bestimmtheit des Antrags 56 
- Rechtsschutzinteresse 56 
- Vorbereitungsveranstaltungen zur Aufsichtsratswahl 56 
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Unterstützungskassen 1 
- Aktivlegitimation von Erben 7 
- Kürzung von Versorgungsleistungen 1 

Anrechnung von Leistungen einer Zusatzversorgungskasse 
1 
Aufstellung eines neuen Leistungsplans 1 

Billigkeitskontrolle 1 
Mitbestimmung 1 

- - Einbeziehung von „Altfällen" in den Insolvenzschutz 1 
Insolvenzschutz 1 

- Rechtslage nach Erlaß des Beschlusses des BVerfG vom 19. 
10. 1983 1 
„triftiger" Grund 1 

Erleichterung der Anforderungen bei sog. Altfällen 1 
schwerwiegende wirtschaftliche Belange 1 

- Passivlegitimation 7 

Urlaubsrecht 108 
- Mißverhältnis zwischen Arbeitsleistung und Urlaubsbegehren 

108 
- Urlaubsanspruch bei fehlender Arbeitsleistung im Urlaubsjahr 

oder im Übertragungszeitraum 108 
„Erholung von geleisteter Arbeit" als Urlaubszweck 108 
Rechtsmißbrauch 108 

Urlaubs- und Lohnausgleichskasse 334 
- Erstattungsanspruch des Konkursverwalters 334 

Zahlung von Konkursausfallgeld auf Urlaubsentgeltan­
sprüche 334 

v 

Versorgungstarifvertrag 9 
- Abänderung 9 
- Anpassung an veränderte Gegebenheiten 9 
- fehlende Besitzstandsregelung für beitragspflichtige und 

ruhegeldfähige Bereitschaftsdienstvergütungen 9 
Krankenhausärzte 9 

- Verstoß gegen Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG 9 

Vertragsbruch des Arbeitnehmers 151, 253 
- Teilnahme an rechtswidrigem Streik 253 
- u n d Vertragsstrafe 151 

Vertragsstrafe 151 
- bei fristloser Entlassung wegen schuldhaften vertragswidrigen 

Verhaltens 151 
- Pauschalregelung 151 
- Verstoß gegen Tarifvertrag 151 
- vertragliche Vereinbarung 151 
- Zulässigkeit 151 

w 

Warnstreik 33, 43 
- s. auch Arbeitskampf 

Weihnachtsgratifikation 200, 204, 206 
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V e r h a n d l u n g s a n s p r u c h d e r T a r i f v e r t r a g s p a r ­
t e i e n - F e s t s t e l l u n g s k l a g e z u r Zu läss igke i t 
t a r i f p o l i t i s c h e r F o r d e r u n g e n 

1. a) Gegenstand einer positiven oder negativen Feststel­
lungsklage (§ 256 Abs. 1 ZPO) kann nur ein Rechtsverhältnis 
(oder Anspruch aus einem Rechtsverhältnis) sein. 

b) Eine Gewerkschaft berühmt sich nicht schon eines An­
spruchs auf Tarifverhandlungen (Anspruch im Sinne von § 256 
Abs. 1 ZPO), wenn sie solche Verhandlungen nachdrücklich for­
dert und mit Kampfmaßnahmen droht. 

2. Die Gerichte können im Vorfeld von Tarifverhandlungen 
nicht über die rechtliche Zulässigkeit einzelner Tarifziele ent­
scheiden. 

3. Darüber, ob und in welcher Form tarifliche Regelungen über 
die Besatzungsstärke im Cockpit zulässig sind, müssen die Ta­
rifvertragsparteien zunächst selbst entscheiden. 

Bundesarbeitsgericht 
Urteil vom 19. 6. 1984 - 1 AZR 361/82 (LAG Hamburg - 4 Sa 104/81) 

T a t b e s t a n d : 

D i e P a r t e i e n s t r e i t e n darüber, o b t a r i f v e r t r a g l i c h e R e g e ­
l u n g e n über d i e Z a h l d e r i n e i n e r F l u g z e u g k a n z e l ( C o c k ­
p i t ) z u beschäftigenden A r b N zulässig s i n d . D i e K l . i s t e i n 
A r b e i t g e b e r v e r b a n d , d e m d i e D e u t s c h e L u f t h a n s a A G i n K 
u n d d i e C o n d o r - F l u g d i e n s t G m b H i n N a l s M i t g l i e d e r a n ­
gehören. D i e B e k l . ist e i n e G e w e r k s c h a f t . Z u i h r e n M i t ­
g l i e d e r n gehört e i n Teil d e s f l i e g e n d e n P e r s o n a l s d e r b e i ­
d e n g e n a n n t e n L u f t f a h r t g e s e l l s c h a f t e n . D i e P a r t e i e n h a ­
b e n b e r e i t s m e h r e r e TVe für d i e b e i d e r L u f t h a n s a u n d b e i 
d e r C o n d o r G m b H beschäftigten M i t a r b e i t e r a b g e s c h l o s ­
s e n . D i e L u f t h a n s a u n d d i e C o n d o r G m b H p l a n t e n s e i t 
1 9 7 9 d i e A n s c h a f f u n g v o n Großraumflugzeugen d e s Typs 
„Airbus A 3 1 0 " . Vom H e r s t e l l e r d i e s e s F l u g z e u g s w u r d e 
e i n e C o c k p i t - A u s l e g u n g e n t w i c k e l t , b e i d e r a l l e A r b e i t s ­
plätze ( S i t z e ) d e r Flugzeugführer n a c h v o r n g e r i c h t e t s i n d 
( F o r w a r d P a c i n g C r e w C o c k p i t - F F C C ) . A u f g r u n d e i n e r 
n e u e n , p l a t z s p a r e n d e n T e c h n o l o g i e können a l l e e r f o r d e r ­
l i c h e n A n z e i g e - u n d B e d i e n u n g s e l e m e n t e s o a n g e o r d n e t 
w e r d e n , daß s i e v o n e i n e m B e s a t z u n g s m i t g l i e d b e d i e n t 
u n d v o n e i n e m a n d e r e n B e s a t z u n g s m i t g l i e d überwacht 
w e r d e n können. Für e i n d r i t t e s B e s a t z u n g s m i t g l i e d ( b i s ­
h e r d e r F l u g i n g e n i e u r ) k a n n e i n A r b e i t s p l a t z e i n g e r i c h t e t 
w e r d e n . D a z u h a t d e r V o r s t a n d d e r L u f t h a n s a e n t s c h i e ­
d e n , daß d e r , , A i r b u s A 3 1 0 " m i t D r e i - M a n n - B e s a t z u n g 
g e f l o g e n w i r d , w e n n d i e s i c h e r e Flugdurchführung n a c h 
L u f t h a n s a - S t a n d a r d d i e s e r f o r d e r e . A n d e r e r s e i t s s o l l e 
d i e s e s F l u g z e u g m i t Z w e i - M a n n - B e s a t z u n g g e f l o g e n w e r ­
d e n , w e n n d i e s a u s Sicherheitsgründen möglich u n d für 
d a s e i n z e l n e B e s a t z u n g s m i t g l i e d n i c h t z u b e l a s t e n d i s t . 
Demgegenüber f o r d e r n d i e Pilotenverbände v o n d e n 
F l u g g e s e l l s c h a f t e n , a l l e V e r k e h r s f l u g z e u g e a u s n a h m s l o s 
m i t e i n e r D r e i - M a n n - B e s a t z u n g f l i e g e n z u l a s s e n . 

M i t S c h r e i b e n v o m 9 . 6. 1 9 8 0 übersandte d i e B e k l . d e r Kl. 
d e n E n t w u r f e i n e s TV über d i e A r b e i t s p l a t z g e s t a l t u n g für 
d a s B o r d p e r s o n a l d e r b e i d e n g e n a n n t e n F l u g g e s e l l s c h a f ­
t e n . D i e Kl. s a h i n d i e s e m E n t w u r f d e n V e r s u c h d e r B e k l . , 
e i n e D r e i - M a n n - M i n d e s t b e s a t z u n g für a l l e F l u g z e u g m u ­
s t e r b i n d e n d f e s t z u s c h r e i b e n . S i e l e h n t e d e s h a l b Tarif Ver­
h a n d l u n g e n über d i e s e n Teil d e s E n t w u r f s a b . Darüber 
k a m e s z u e i n e r u m f a n g r e i c h e n K o r r e s p o n d e n z z w i s c h e n 
d e n P a r t e i e n . D i e B e k l . w i e s d a r a u f h i n , s i e w o l l e d i e D r e i -
M a n n - C o c k p i t - C r e w n i c h t für a l l e Fälle d u r c h s e t z e n , s o n -
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dem nur d a , wo dies notwendig sei („Wir wollen keinen 
Heizer auf der E-Lok!" - Schreiben des Bundesvorstands 
der Bekl. vom 1 1 . 1 1 . 1980 an die K l . ) . 

Mit der am 1 1 . 1 1 . 1980 beim ArbG eingegangenen Klage 
beantragte die Kl. zunächst die Feststellung, daß dieser 
Teil des Entwurfs nicht durch TV geregelt werden könne 
und daß die Bekl. kein Recht habe, Tarifverhandlungen 
über diesen Teil des Entwurfs mit Streikandrohung zu for­
d e r n . Am 8. 12. 1980 beschloß der Bundesvorstand der 
Bekl., in der Zeit vom 15. bis 20. 12. 1980 für das fliegende 
Personal der Lufthansa und des Condor-Flugdienstes 
Warnstreiks durchzuführen. Auf diese Weise sollte die Kl. 

zur Aufnahme von Verhandlungen über den TV zur Rege­
lung der Arbeitsbedingungen für das Personal in der 
Kabine und im Cockpit gezwungen werden. Einem am 
10. 12. 1980 beim ArbG Hamburg eingegangenen Antrag 
der betroffenen Fluggesellschaften auf Erlaß einer einst­
weiligen Verfügung gegen die Bekl. dieses Rechtsstreits 
wies das ArbG Hamburg zurück (Beschluß vom 15. 12. 
1980 - 17 Ga 26/80 - ) . Im Berufungsverfahren (LAG 
Hamburg - 6 SA 123/80 -) schlössen die Parteien am 
17. 12. 1980 folgenden Vergleich: 

„1. D i e B e r u f u n g s b e k l . erklärt gegenüber d e n B e r u f u n g s k i . u n d 
d e r A r b e i t s r e c h t l i c h e n V e r e i n i g u n g H a m b u r g e . V., e s l i e g e i h r 
l e d i g l i c h d a r a n , d i e A r b e i t s b e d i n g u n g e n für d a s B o r d p e r s o n a l 
d e r D L H / C F G e i n e r a n g e m e s s e n e n t a r i f l i c h e n R e g e l u n g z u z u ­
führen. S i e w o l l e d a m i t n i c h t e r r e i c h e n , daß j e d e s b e r e i t s i m 
E i n s a t z b e f i n d l i c h e o d e r zukünftige F l u g z e u g m u s t e r e i n S i d e -
W a r d - P a n e l e r h a l t e . E b e n s o w e n i g w o l l t e s i e d i e 3 - M a n n - C o c k -

p i t - C r e w - unabhängig v o n d e r e n N o t w e n d i g k e i t - d u r c h s e t z e n . 
E s s e i a l l e i n i h r A n l i e g e n , d e n B e l a s t u n g s g r a d für d i e B e s a t ­
z u n g s m i t g l i e d e r i m C o c k p i t i n z u m u t b a r e n G r e n z e n z u h a l t e n . 
D a s b e d e u t e , daß d i e B e r u f u n g s b e k l . für a l l e C o c k p i t - A r b e i t s ­
plätze d i e t a r i f l i c h e R e g e l u n g d e r A r b e i t s p l a t z g e s t a l t u n g a n ­
s t r e b e . 

2. D i e B e r u f u n g s b e k l . erklärt w e i t e r , s i e v e r f o l g e m i t i h r e m TV-
E n t w u r f v o m 9 . 6. 1 9 8 0 i m b e s o n d e r e n m i t § 2 3 A b s . 7 u n d 9 d i e ­
s e s E n t w u r f s k e i n e z u d e r Erklärung gemäß Z i f f e r 1 d i e s e s Ver­
g l e i c h s i m W i d e r s p r u c h s t e h e n d e n Z i e l e . 

3 . N a c h A b g a b e d i e s e r Erklärungen d e r B e r u f u n g s b e k l . erklärt 
s i c h d i e A r b e i t s r e c h t l i c h e V e r e i n i g u n g H a m b u r g e.V. b e r e i t , 
unverzüglich T a r i f v e r h a n d l u n g e n m i t d e r B e r u f u n g s b e k l . über 
d e r e n T V - E n t w u r f v o m 9 . 6. 1 9 8 0 i n d e r d e m G e r i c h t v o r l i e g e n ­
d e n , v o n d e r B e r u f u n g s b e k l . veröffentlichten F a s s u n g , d i e d e m 
V e r g l e i c h a l s A n l a g e beigefügt w i r d , a u f z u n e h m e n . A l s e r s t e r 
V e r h a n d l u n g s t e r m i n ist M o n t a g , d e r 2 2 . 1 2 . 1 9 8 0 , i m R h e i n - M a i n -
G e b i e t v o r g e s e h e n . D e r V o r s i t z e n d e d e r A r b e i t s r e c h t l i c h e n Ver­
e i n i g u n g H a m b u r g e . V. t r i t t n a m e n s d e r A V H d i e s e m V e r g l e i c h 
b e i . 

4 . I m H i n b l i c k a u f d i e V e r h a n d l u n g s b e r e i t s c h a f t d e r A V H erklärt 
d i e B e r u f u n g s b e k l . n u n m e h r , daß s i e v o n w e i t e r e n A r b e i t s k a m p f ­
maßnahmen i m S i n n e d e s B e s c h l u s s e s i h r e s B u n d e s v o r s t a n d e s 
v o m 8. 12. 1 9 8 0 a b s o f o r t A b s t a n d n i m m t . ..." 

Auch in der Folgezeit kam es nicht zu Tarifverhandlun­
g e n . Die Kl. stand auf dem Standpunkt, die Bekl. habe 
entgegen ihren Erklärungen im Vergleich vom 17. 12. 
1980 ihre Verhandlungsziele zur Drei-Mann-Besatzung im 
Cockpit nicht aufgegeben. Eine weitere Korrespondenz 
zwischen den Parteien blreb ohne Ergebnis. Im April 1981 
legte die Bekl. der Kl. einen neuen Entwurf eines TV über 
die Gestaltung der Arbeitsplätze im Cockpit und in der 
Kabine vor. Dieser Entwurf enthält in § 23 u. a. folgende 
Regelung: 

10. D i e T V - P a r t n e r s i n d s i c h darüber e i n i g , daß d i e L a g e d e r A r ­
beitsplätze z u e i n a n d e r , d i e Durchführung d e r A r b e i t , d i e A r b e i t s ­

b e l a s t u n g u n d d i e V e r a n t w o r t l i c h k e i t d e r e i n z e l n e n B e s a t z u n g s ­
m i t g l i e d e r b e i d e n b e r e i t s i m E i n s a t z b e f i n d l i c h e n F l u g z e u g m u ­
s t e r n B 7 4 7 , D C 10, A 3 0 0 , B 7 0 7 u n d B 7 2 7 e i n e M i n d e s t b e s a t -
zungsstärke i m C o c k p i t v o n 3 M a n n b z w . 2 M a n n a u f d e r B 7 3 7 
e r f o r d e r t h a b e n . D i e s e Mindestbesatzungsstärke ist a u c h i n 
Z u k u n f t b e i z u b e h a l t e n . 

Für n o c h n i c h t i m E i n s a t z b e f i n d l i c h e (zukünftige) F l u g z e u g m u ­
s t e r w i r d , u m d e n B e l a s t u n g s g r a d für d i e e i n z e l n e n B e s a t z u n g s ­
m i t g l i e d e r i n z u m u t b a r e n G r e n z e n z u h a l t e n , z u r F e s t s t e l l u n g d e s 
A r b e i t s u m f a n g s , d e r möglichen m a x i m a l e n B e l a s t u n g u n d d e s 
t r a g b a r e n V e r a n t w o r t u n g s u m f a n g s i m H i n b l i c k a u f d i e B e s a t ­
zungsstärke v o n d e n T V - P a r t e i e n e i n e paritätisch b e s e t z t e K o m ­
m i s s i o n g e b i l d e t , für d i e j e d e T a r i f p a r t e i 6 M i t g l i e d e r b e s t i m m t , 
v o n d e n e n j e w e i l s z w e i M i t g l i e d e r F a c h l e u t e ( M e d i z i n e r / T e c h n i ­
k e r m i t e n t s p r e c h e n d e m F a c h w i s s e n a u s d e m F l u g b e r e i c h ) s e i n 
müssen. D i e s e z w e i F a c h l e u t e dürfen n i c h t Repräsentanten e i n e r 
G e w e r k s c h a f t o d e r e i n e r V e r e i n i g u n g d e r A r b G e b o d e r e i n e r 
S p i t z e n o r g a n i s a t i o n d i e s e r Verbände s e i n o d e r z u d i e s e n i n 
e i n e m ständigen D i e n s t - o d e r Geschäftsbesorgungsverhältnis 
s t e h e n . 

D i e K o m m i s s i o n s a r b e i t l e i t e t e i n unabhängiger V o r s i t z e n d e r , a u f 
d e n s i c h b e i d e T V - P a r t e i e n v o r h e r e i n i g e n müssen. K o m m t e i n e 
E i n i g u n g über d i e P e r s o n d e s V o r s i t z e n d e n n i c h t z u s t a n d e , s o 
b e s t e l l t i h n d a s A r b G . E r h a t in d i e s e r K o m m i s s i o n S i t z u n d 
S t i m m e . 

D i e T V - P a r t e i e n f o l g e n d e n Beschlüssen d i e s e r K o m m i s s i o n , 
w e n n d a s V o t u m d e r K o m m i s s i o n m i t m i n d e s t e n s Z w e i - D r i t t e l -
M e h r h e i t z u s t a n d e g e k o m m e n i s t . S o l l t e d i e s e M e h r h e i t i n d e r 
e r s t e n A b s t i m m u n g n i c h t e r r e i c h t w e r d e n , s o i s t spätestens n a c h 
14 T a g e n u n d e r n e u t e n B e r a t u n g e n e i n e z w e i t e A b s t i m m u n g 
durchzuführen. Wird i n d e r z w e i t e n A b s t i m m u n g d i e e r f o r d e r l i ­
c h e m i n d e s t e n s 2 / 3 - M e h r h e i t n i c h t e r r e i c h t , i s t i m u n m i t e l b a r e n 
Anschluß a n d i e s e A b s t i m m u n g e i n e d r i t t e A b s t i m m u n g d u r c h z u ­
führen. Für d i e s e A b s t i m m u n g genügt d i e e i n f a c h e M e h r h e i t , u m 
d i e T V - P a r t e i e n i m S i n n e d e s S a t z e s 1 d i e s e s A b s c h n i t t e s z u b i n ­
d e n . A l l e A b s t i m m u n g e n s i n d g e h e i m durchzuführen." 

Wiederum kam es zwischen den Parteien zu einer 
umfangreichen Korrespondenz. Die Bekl. brachte dabei 
zum Ausdruck, sie wolle ihr Ziel, den Belastungsgrad für 
die Besatzungsmitglieder in zumutbaren Grenzen zu hal­
t e n , weiterverfolgen. Dagegen wolle sie die spezielle For­
derung nach Festschreibung des Side-Ward-Panels für 
den Flugingenieur in künftigen Flugzeugmustern endgül­
tig aufgeben. Weiter heißt es in einem Schreiben vom 
7. 12. 1 9 8 1 : 

„Die T a t s a c h e , daß w i r i n a b s e h b a r e r Z e i t v o r a u s s i c h t l i c h n i c h t i n 
d e r L a g e s e i n w e r d e n , S i e m i t a r b e i t s k a m p f r e c h t l i c h e n M i t t e l n 
z u r A u f n a h m e v o n V e r h a n d l u n g e n über d i e s e n R e g e l u n g s k o m ­
p l e x z u z w i n g e n , ändert a n d i e s e m Tarif z i e l n i c h t s . " 

Die Kl. hat die Auffassung vertreten, die Bekl. wolle mit 
der vorgeschlagenen tariflichen Regelung eine Drei-
Mann-Besatzung auf allen Flugzeugen festschreiben. 
Tarifliche Regelungen dieses Inhalts seien jedoch nicht 
zulässig, da durch sie die technisch-wirtschaftliche Ent­
wicklung moderner Großraumflugzeuge aufgehalten und 
in den unternehmerischen Entscheidungsraum für wirt­
schaftliche und technologische Entscheidungen einge­
griffen werde. Nach dem Vergleich vom 17.12. 1980 dürfe 
die Bekl. keine Tarifverhandlungen über die Besatzungs­
stärke im Cockpit (Crew-Complement) mehr fordern. Die 
Kl. hat zuletzt beantragt, 

1. f e s t z u s t e l l e n , daß d e r v o n d e r B e k l . g e g e n d i e KL g e l t e n d 
g e m a c h t e A n s p r u c h , T a r i f v e r h a n d l u n g e n für d a s B o r d p e r s o n a l 
d e r L u f t h a n s a u n d d e r C o n d o r - F l u g d i e n s t über d i e B e s a t z u n g s ­
stärke i m C o c k p i t ( C r e w - C o m p l e m e n t ) , einschließlich e i n e r Ver­
l a g e r u n g d e r E n t s c h e i d u n g über C r e w - C o m p l e m e n t a u f e i n e n 
D r i t t e n , i n s b e s o n d e r e i n i n Z u k u n f t i n D i e n s t z u s t e l l e n d e n F l u g ­
z e u g m u s t e r n z u führen, u n b e r e c h t i g t i s t ; 
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2. d i e B e k l . z u v e r u r t e i l e n , z u u n t e r l a s s e n , i m R a h m e n i h r e r 
Entwürfe e i n e s „Tarifvertrages" A r b e i t s p l a t z g e s t a l t u n g für d a s 
B o r d p e r s o n a l D L H 7 C F G V e r h a n d l u n g e n über d i e B e s a t z u n g s ­
stärke i m C o c k p i t ( C r e w - C o m p l e m e n t ) , einschließlich e i n e r Ver­
l a g e r u n g d e r E n t s c h e i d u n g über C r e w - C o m p l e m e n t a u f e i n e n 
D r i t t e n , i n s b e s o n d e r e i n i n Z u k u n f t i n D i e n s t z u s t e l l e n d e n F l u g ­
z e u g m u s t e r n z u f o r d e r n . 

D i e B e k l . h a t b e a n t r a g t , d i e K l a g e a b z u w e i s e n . S i e h a b e 
s i c h d e r Kl. gegenüber n i e e i n e s A n s p r u c h s a u f T a r i f v e r ­
h a n d l u n g e n berühmt; s i e h a b e n u r i h r e t a r i f p o l i t i s c h e n 
Z i e l e b e k a n n t g e g e b e n . Außerdem w o l l e s i e m i t i h r e m E n t ­
w u r f w e d e r U n t e r n e h m e r e n t s c h e i d u n g e n n o c h t e c h n i ­
s c h e n F o r t s c h r i t t b l o c k i e r e n . I h r g i n g e e s n u r u m d i e 
A r b e i t s b e d i n g u n g e n d e r B e s a t z u n g s m i t g l i e d e r . R e g e l u n ­
g e n d a z u könnten I n h a l t e i n e s TV s e i n . D e r V e r g l e i c h v o m 
1 7 . 12. 1 9 8 0 v e r p f l i c h t e s i e n i c h t , i h r t a r i f p o l i t i s c h e s Z i e l 
a u f z u g e b e n . 

D a s A r b G h a t d i e K l a g e a l s unzulässig a b g e w i e s e n . A u f 
d i e B e r u f u n g d e r Kl. h a t d a s L A G d i e s e s U r t e i l abgeän­
d e r t ; e s h a t d e r K l a g e s t a t t g e g e b e n . D a g e g e n r i c h t e t s i c h 
d i e v o m L A G z u g e l a s s e n e R e v i s i o n d e r B e k l . , m i t d e r s i e 
f o r d e r t , d i e e r s t i n s t a n z l i c h e E n t s c h e i d u n g w i e d e r h e r z u ­
s t e l l e n . 

Entsche idungsg ründe : 

Die Revision der beklagten Gewerkschaft ist begründet. 
Die von der Kl. erhobene Feststellungsklage ist nicht zu­
lässig; die Klage auf Unterlassung (Leistungsklage) ist 
unbegründet. 

I. Nach § 256 Abs. 1 ZPO kann Klage auf Feststellung des 
Bestehens oder Nichtbestehens eines Rechtsverhältnis­
ses erhoben werden, wenn der Kl. ein rechtl iches Inter­
esse daran hat, daß das Rechtsverhältnis alsbald festge­
stellt w i rd . Diese Voraussetzungen liegen, entgegen der 
Auffassung des Berufungsgerichts, nicht vor. 

1. Gegenstand einer posit iven oder negativen ( leugnen­
den) Feststel lungsklage kann nur ein Rechtsverhältnis 
sein. Die Kl. hat nicht dargelegt, daß die Bekl. sich eines 
Rechtsverhältnisses oder einzelner Ansprüche aus einem 
Rechtsverhältnis berühmt hätte. 

a) Die Kl. hat eine negative (leugnende) Feststellungs­
klage erhoben. Bei einer posit iven Feststel lungsklage be­
schreibt der Kl. in seiner Klage selbst den Lebenssachver­
halt, aus dem er Rechtsfolgen herleitet; er legt das 
Rechtsverhältnis dar. Bei einer negativen Feststellungs­
klage muß der Kl. darlegen, daß die beklagte Partei aus 
einem best immten Lebenssachverhalt Rechte, insbeson­
dere Ansprüche geltend machen wi l l . Der Kl. muß deshalb 
die tatsächlichen Vorgänge angeben, aus denen der Bekl. 
einen Anspruch herleiten wi l l . Er muß behaupten und 
auch beweisen, daß der Bekl. sich eines Anspruchs auf­
grund dieses dargelegten best immten Sachverhalts be­
rühmt (vgl. BAG-Urteil vom 24. 11. 1 9 6 6 - 5 AZR 1 4 1 / 6 6 -
AP Nr. 44 zu § 256 ZPO, zu I der Gründe, m.w.N. [SAE 
1967, 18 - d. Red.]; BAG-Urteil vom 23. 2. 1967 - 3 AZR 
237/66 - AP Nr. 45 zu § 256 ZPO, zu 2 a der Gründe). 
Klagen, die nicht das Bestehen eines Rechtsverhältnisses 
betreffen oder sich nicht gegen das Bestehen eines 
Rechtsverhältnisses (oder einzelner Ansprüche) r ichten, 
sind nicht zulässig. Ein Kl., der nicht darlegen kann, daß 
der Bekl. Rechte geltend macht oder Ansprüche erhebt, 
darf die Gerichte nicht in Anspruch nehmen. 

b) Daß die Bekl. aus einem Lebenssachverhalt Rechte 
herleiten wi l l , ist schon nach dem eigenen Vortrag der Kl. 
nicht zu erkennen. Das Berufungsgericht meint, die Bekl. 
habe in der Vergangenheit gegen die Kl. einen Anspruch 
auf Tari fverhandlungen geltend gemacht. Sie habe sich 
damit eines Rechts berühmt, das tatsächlich nicht beste­
he. Diese Tatsache begründe das Feststellungsinteresse.. 
In dieser rechtl ichen Würdigung kann der Senat dem 
Berufungsger icht nicht folgen. 

Das Berufungsger icht erwähnt mehrfach, die Bekl. 
berühme sich eines Anspruchs auf Tari fverhandlungen. 
Dabei handelt es sich - entgegen der Auffassung der Kl. -
nicht um eine tatsächliche Feststellung, sondern um eine 
rechtl iche Würdigung des Verhaltens einer Partei. Denn 
ob sich die beklagte Partei eines Anspruchs berühmt hat, 
kann sich nur aus tatsächlichen Umständen - Erklärun­
gen oder Handlungen dieser Partei - ergeben. Die der 
rechtl ichen Würdigung zugrunde l iegenden Tatsachen 
müssen festgestellt werden. An solchen tatsächlichen 
Umständen erwähnt das Berufungsgericht nur das „be­
harr l iche Bemühen der Bekl . " sowie die Warnstreiks und 
die vorausgegangenen ger icht l ichen Verfahren. Aus die­
sen Umständen durfte das Berufungsgericht aber noch 
nicht folgern, die Bekl. habe sich eines rechtl ich begrün­
deten Anspruchs gegen die Kl. berühmt. Beharrl iches 
Bemühen der Bekl. und Warnstreiks sprechen nicht für, 
sondern gegen ein solches Berühmen. Denn hätte die 
Bekl. sich der Kl. gegenüber eines Rechts auf Verhand­
lungen berühmt, hätte sie sich nicht beharrl ich um Tarif­
verhandlungen zu bemühen brauchen. Sie hätte dieses 
Recht gericht l ich geltend machen können. Erst recht 
wären keine Warnstreiks erforderl ich gewesen. Für die Kl. 
erkennbar, ging die Bekl. offensicht l ich nicht von einem 
Rechtsverhältnis aus: sie wol l te Tari fverhandlungen nur 
durch tatsächliches Einwirken auf den tari f l ichen Gegen­
spieler erreichen. 

Auch das übrige vom Berufungsger icht in Bezug genom­
mene Vorbr ingen der Kl. rechtfert igt nicht den Schluß, die 
Bekl. habe sich eines Anspruchs auf Tari fverhandlungen 
berühmt. Die Bekl. hat zwar Tari fverhandlungen ,.gefor­
der t " . Sie hat damit aber keine , ,Forderung" im Rechts­
sinne erhoben. Daß ein Rechtsanspruch auf Tari fverhand­
lungen bestehe, hat die Bekl. mit keinem Wort und an kei­
ner Stelle jemals zum Ausdruck gebracht. 

2. Der Senat verkennt nicht, daß es der Kl. um etwas 
anderes geht. Sie wil l festgestellt wissen, daß tar i fpol i t i ­
sche Forderungen (Ziele) der beklagten Gewerkschaft 
nicht Gegenstand eines TV werden können. Mit einem 
solchen Antrag hat die Kl. ihren Prozeß begonnen. So hat 
das Berufungsgericht die Klage auch verstanden. Es hat 
auf diese Sachfrage eine sachl iche Antwort gegeben. Es 
hat nicht etwa die Klage schon deshalb abgewiesen, weil 
die Gewerkschaft schlechthin keinen Anspruch auf Tarif­
verhandlungen habe (vgl. BAGE 14, 282 = AP Nr. 5 zu 
Art 9 GG [SAE 1964, 94 mit Anm. Bötticher - d. Red.]; 
BAGE 36, 131, 134 = AP Nr. 1 zu § 1 TVG Verhandlungs­
pf l icht [SAE 1984, 98 mit Anm. Seiter - d. Red.]). Erst 
später hat die Kl. ihren Antrag - im Hinbl ick auf die Anfor­
derungen in § 256 Abs. 1 ZPO - so formuliert , daß er sich 
scheinbar auf ein Rechtsverhältnis bezog. Für eine ent­
sprechende Anwendung des § 256 Abs. 1 ZPO und damit 
für die Zulassung einer Klage auf Feststellung der recht­
l ichen Zulässigkeit tar i fpol i t ischer Forderungen besteht 
jedoch kein berechtigtes Bedürfnis. 
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a) Das BAG ist bisher davon ausgegangen, daß eine 
Gewerkschaft vor Abschluß eines TV keine Möglichkeit 
hat, eine gericht l iche Klärung darüber herbeizuführen, ob 
mit dem von ihr erstrebten TV ein tari f l ich regelbares Ziel 
verfolgt wi rd (vgl. BAG-Urteil vom 21 . 3. 1978 - 1 AZR 1 1 / 
76 - BAGE 30, 189, 203 = AP Nr. 62 zu Art 9 GG Arbeits­
kampf, zu III 2 der Gründe [SAE 1979, 77 mit Anm. Weit­
nauer - d. Red.]). Seinerzeit g ing es um die Schadenser­
satzklage eines ArbGeb. Die bekl. Gewerkschaft hatte 
einen Streik zur Durchsetzung ihrer Forderung nach Zah­
lung eines unterschiedl ichen Urlaubsgelds für die bei ihr 
organisierten und die bei ihr nicht organisierten ArbN 
geführt. Ein solcher TV ist nach dem Beschluß des Gro­
ßen Senats des BAG vom 29.11.1967 (BAGE 20,175 = AP 
Nr. 13 zu Art. 9 GG [SAE 1969, 246 mit Anm. Wiedemann -
d. Red.]) nicht zulässig. Der Streik, der der Durchsetzung 
eines solchen nicht zulässigen TV diente, war damit 
rechtswidrig. Fraglich war im damaligen Rechtsstreit nur 
das Verschulden der bekl. Gewerkschaft. Innerhalb dieser 
Verschuldensprüfung hat der Senat Erwägungen darüber 
angestellt, ob und wie die Kl. vor Ausrufung des Streiks 
eine gericht l iche Klärung der Rechtsfrage hätte herbei­
führen können. Das BAG hat diese Möglichkeit verneint. 
Eine Klage auf Feststellung der rechtl ichen Zulässigkeit 
einer tari f l ichen Regelung könne die Gewerkschaft nicht 
erheben. Das würde auf die Erstattung eines Gutachtens 
hinauslaufen. 

Auch in einem anderen Zusammenhang hat der Senat 
bisher eine dem Abschluß eines TV voraufgehende In­
haltskontrol le abgelehnt. Den Anspruch einer Gewerk­
schaft gegen den tari f l ichen Gegenspieler auf Aufnahme 
und Führung von Tari fverhandlungen hat er abgewiesen 
u. a. mit der Begründung, es könne letztlich nicht darüber 
entschieden werden, ob der tar i f l iche Gegenspieler die 
Forderung aus sachl ichen Gründen oder ohne solche 
sachliche Begründung abgelehnt habe. Es dürfe nicht zu 
einer ger icht l ichen Inhaltskontrol le der Forderungen und 
Angebote kommen. Eine solche Inhaltskontrol le wider­
spreche dem Grundsatz der Tari fautonomie, wonach 
allein die TV-Parteien über den Inhalt von TVen entschie­
den (vgl. BAGE 36, 131, 135 = AP Nr. 1 zu § 1 TVG 
Verhandlungspfl icht, zu II 1 b der Gründe [SAE 1984, 98 
mit Anm. Seiter - d. Red.]). 

b) Bei den Entscheidungen des BAG liegt der Gedanke 
zugrunde, daß die Gerichte nicht im Vorfeld von Tarifver­
handlungen über die rechtl iche Zulässigkeit der mit den 
Tari fverhandlungen verfolgten Tarifziele entscheiden Söl­
ten. Dafür gibt es nach wie vor gute Gründe. 

Der Senat verkennt nicht, daß beide TV-Parteien ein Inter­
esse daran haben können, mögliche tari f l iche Regelun­
gen vorab rechtl ich beurtei len zu lassen. Die Gewerk­
schaft könnte mit einer posit iven Feststellungsklage das 
Risiko ausschließen, wegen eines um tari fgesetzwidriger 
Ziele wi l len geführten Streiks zum Schadenersatz ver­
pfl ichtet zu sein (vgl. BAGE 20, 175 = AP Nr. 13 zu Art 9 
GG und BAGE 30, 189 = AP Nr. 62 zu Art. 9 GG Arbeits­
kampf [SAE 1969, 246 mit Anm. Wiedemann - d. Red.]). 
Umgekehrt könnten der ArbGeb oder der ArbGeb-Ver-
band ein Interesse daran haben, die Gewerkschaft von 
einem Arbeitskampf durch eine gericht l iche Entschei­
dung über die Zulässigkeit der gewünschten tar i f l ichen 
Regelungen abzuhalten. 

Doch die Bedenken gegen eine solche gericht l iche Vor­
prüfung überwiegen. Zunächst steht der Inhalt des TV 
noch nicht fest. Beurtei l t werden können nur Entwürfe. 

Diese sind noch keine ausreichende tatsächliche Grund­
lage. Überdies könnte sich die Beurtei lung immer nur auf 
eine best immte Formul ierung des Entwurfs beziehen. 
Über die rechtl iche Beurtei lung tari fpol i t ischer Ziele wäre 
in vielen Fällen keine Klarheit geschaffen. Tari fpol i t ische 
Ziele können in verschieden ausgestalteten recht l ichen 
Regelungen ihren Niederschlag f inden. 

Die TV-Parteien könnten die Gerichte aus takt ischen 
Gründen einschalten. Das würde der Tar i fautonomie eher 
schaden als nützen. Eine von einer Gewerkschaft erho­
bene positive Feststellungsklage über die recht l iche 
Zulässigkeit einzelner beabsichtigter tar i f l icher Regelun­
gen könnte die ArbGebSeite unter Druck setzen. Denn 
wäre die Tari f forderung einer Gewerkschaft erst mit dem 
Etikett versehen „rechtlich zulässig", dann könnte dies 
zumindest in der Öffentlichkeit leicht den Eindruck 
erwecken, als ob das Gericht diese Forderung auch für 
rechtl ich wünschenswert halte. Würde - wie hier - umge­
kehrt das Gericht Best immungen des Entwurfs für einen 
TV im Vorfeld der ger icht l ichen Auseinandersetzungen 
über die Zulässigkeit solcher Regelungen verwerfen, 
wären weitere Initiativen der Gewerkschaft von vornher­
ein erschwert, obwohl das eigentl iche tar i fpol i t ische Ziel 
unter Umständen mit anderen rechtl ichen Mitteln durch­
aus weiterverfolgt werden könnte. Auch könnte allein die 
Möglichkeit, die Gerichte vorab mit der Prüfung der 
geforderten tar i f l ichen Regelung befassen zu können, die 
ArbGebSeite dazu verführen, zunächst einmal uner­
wünschte tari f l iche Forderungen durch die Gerichte 
abzuwehren; die mit der Einschaltung der Gerichte ver­
bundene zeit l iche Verzögerung könnte ein - takt ischer -
Vorteil sein. 

Erforderl ich ist eine solche gericht l iche Vorprüfung nicht. 
Die ArbGebSeite i s t - e n t g e g e n ihren Ausführungen in der 
mündlichen Verhandlung vor dem Senat - nicht „recht­
los". Sie kann die Forderungen der Gewerkschaft einfach 
als unerwünscht, nicht annehmbar oder als recht l ich 
unzulässig zurückweisen. Dann kommt kein TV zustande. 
Es ist deshalb nicht erforderl ich, daß das Gericht das 
„Nein" zu den tari f l ichen Forderungen ausspricht, was 
die ArbGebSeite unschwer selbst besorgen könnte. Der 
vorl iegende Fall macht das besonders deut l ich. Die Kl. 
könnte sich mit der bloßen Abwehr der Forderungen 
(nicht Ansprüche im Rechtssinne, § 194 BGB) der 
Gewerkschaft begnügen, zumal nach der Erklärung der 
beklagten Gewerkschaft vom 7. 12. 1981 zunächst kein 
Arbeitskampf droht. 

c) Erst wenn ein Arbeitskampf droht, könnte die ArbGeb­
Seite ein Interesse daran haben, die Gerichte einzuschal­
ten. Das ist aber auch bisher schon möglich. Der Streik 
könnte (wie in dem vom BAG mit Urteil vom 21 . 3. 1978 -
BAGE 30, 189 = AP Nr. 62 zu Art. 9 GG Arbeitskampf [SAE 
1979, 77 mit Anm. Weitnauer - d. Red.] entschiedenen 
Rechtsstreit) rechtswidr ig sein, weil mit ihm ein tar i f l ich 
nicht regelbares Ziel verfolgt wurde. Er könnte deshalb 
den objektiven Tatbestand des § 823 Abs. 1 BGB erfüllen 
und deshalb bei Vorl iegen eines Verschuldens die 
Gewerkschaft zum Ersatz des durch den rechtswidrigen 
Streik entstandenen Schadens verpf l ichten (BAG, aaO, 
S. 198 - zu III der Gründe). Gegen einen drohenden 
rechtswidr igen Streik könnten sich ArbGeb oder ArbGeb-
Verbände mit einer Klage auf Unterlassung zur Wehr 
setzen. Sie brauchen nicht den Eintritt eines Schadens 
abzuwarten; sie können ihn zu verhindern suchen mit den 
Mitteln, die jedem Gläubiger eines nach § 823 Abs. 1 BGB 
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geschützten Rechts unter den üblichen Voraussetzungen 
zur Verfügung stehen. Ob ein drohender Arbeitskampf 
unter besonderen Voraussetzungen auch mit den Mitteln 
einer einstwei l igen Verfügung untersagt werden dürfte, 
mag in diesem Zusammenhang dahinstehen. Jedenfalls 
ist neben der Unterlassungsklage keine besondere „vor­
beugende Feststel lungsklage" erforderl ich. 

d) Sachgerecht ist es daher nur, zunächst die Beurtei­
lung der recht l ichen Zulässigkeit einer geforderten tarif­
l ichen Regelung den betei l igten TV-Parteien zu überlas­
sen. Die TV-Partei, die eine best immte tari f l iche Regelung 
vorschlägt, mag in Tari fverhandlungen die rechtl iche 
Zulässigkeit der beabsicht igten Regelung begründen. Die 
angesprochene gegnerische Tarifpartei mag die tar i fpol i ­
t ischen Ziele und die vorgesehene Regelung aus Rechts­
gründen verwerfen oder auch einfach deshalb, weil sie 
eine solche Regelung nicht für wünschenswert hält. Bei 
solchen Tar i fverhandlungen, die u.a. über die rechtl iche 
Zulässigkeit best immter Regelungen geführt werden, 
haben die TV-Parteien dann die Möglichkeit, nach recht­
lich zulässigen und ihren jewei l igen Zielen entsprechen­
den Kompromißlösungen zu suchen. Eine gericht l iche 
Inhaltskontrol le von beabsicht igten tar i f l ichen Regelun­
gen würde den Verhandlungsspielraum entscheidend 
einengen. Darin liegt eine weitere Gefährdung der Tarif­
autonomie. 

3. Danach ist die von der Kl. erhobene Feststellungsklage 
nicht zulässig. Das angefochtene Urteil muß insoweit auf­
gehoben werden. Das erstinstanzliche Urteil war insoweit 
zutref fend; es muß wiederhergestel l t werden. 

II. Auch bei der Beurtei lung der Unterlassungsklage 
kommt der Senat zu einem anderem Ergebnis als das 
Berufungsger icht . Diese Klage ist nicht begründet. 

1. Die Zulässigkeit dieser Klage darf nicht nach § 256 
Abs. 1 ZPO beurteilt werden. Die Unterlassungsklage ist 
eine Leistungsklage. Sie ist ohne die einschränkenden 
Voraussetzungen des § 256 Abs. 1 ZPO zulässig. 

2. Der von der Kl. geltend gemachte Anspruch auf Unter­
lassung best immter im Antrag genannter Tätigkeiten 
könnte sich n u r - w i e das Berufungsgericht im Ausgangs­
punkt r icht ig gesehen hat - aus vertragl ichen Vereinba­
rungen der Parteien ergeben. 

a) Das Berufungsger icht sieht im Vergleich vom 17. 12. 
1980 eine „schuldrechtliche Bindung der Bekl. durch 
Verzicht auf die Festschreibung des Crew-Comple-
ments" . Mit diesem Vergleich habe die Bekl. „auf jede 
Einwirkung hinsicht l ich der Festlegung der Besatzungs­
stärke im Cockpi t verzichtet". 

b) Mit dieser Auslegung des Vergleichs hat das Beru­
fungsger icht Inhalt und Tragweite der Vereinbarungen 
verkannt. Die Bekl. hat ihre tar i fpol i t ischen Vorstel lungen 
in Nr. 1 des Vergleichs bekanntgegeben. Dort heißt es 
ausdrücklich, daß sie die „3-Mann-Cockpit-Crew" nicht 
„unabhängig von deren Notwendigkei t durchsetzen" 
wol le. In diesem Satz kommt das genaue Gegenteil des­
sen zum Ausdruck, was die Kl. und ihr fo lgend das Beru­
fungsger icht aus der Vereinbarung herauslesen wol len. 
Nach der ausdrücklich aufgenommenen Einschränkung 
wol l te die Bekl. auf eine Drei-Mann-Crew im Cockpi t nur 
da verzichten, wo eine solche Crew nicht notwendig ist. 
Umgekehrt , da wo eine Drei-Mann-Crew notwendig ist, 
um den Belastungsgrad für die Besatzungsmitgl ieder im 
Cockpi t in zumutbaren Grenzen zu halten, sollte die tarif­

pol i t ische Forderung auch aufrechterhalten werden. Die 
Besatzungsstärke sollte damit vom jeweil igen Bela­
stungsgrad der Besatzungsmitgl ieder abhängig sein. Mit 
diesen Erklärungen der Bekl. ist die Annahme des Beru­
fungsgerichts, die Bekl. habe auf jede Festlegung der 
Besatzungsstärke im Cockpi t verzichtet, und zwar ein für 
alle Mal, nicht zu vereinbaren. Nur wenn die Bekl. Beset­
zungsregelungen „unabhängig von deren Notwendig­
keit", den Belastungsgrad in zumutbaren Grenzen zu 
halten, gefordert hätte, hätte sie daher gegen diesen Ver­
gleich verstoßen können. Nur in diesem Fall hätte die 
Bekl. den „Heizer auf der E-Lok" gefordert, d .h . eine 
sachl ich nicht notwendige Besetzung am Arbeitsplatz. Mit 
ihrer Forderung nach einer im Hinbl ick auf die Grenzen 
der Belastbarkeit notwendigen Besatzungsstärke ist die 
Bekl. nicht ausgeschlossen. 

III. Die Kl. und die ihr angehörenden ArbGeb mögen gute 
Gründe haben, die Forderungen der Bekl. insgesamt oder 
in der von der Bekl. erstrebten Form zurückzuweisen. Die 
Kl. kann daher Verhandlungen ablehnen. Sie kann ver­
handeln und ihren Standpunkt durchzusetzen versuchen. 
Die Gerichte dürfen nicht in diesem frühen Stadium der 
Verhandlungen einer Partei in den Arm fallen und durch 
rechtl iche Bewertungen möglicher Vertragsklauseln die 
Verhandlungsmöglichkeiten von vornherein beschränken 
und beeinflussen. Die Parteien selbst sollen im Interesse 
der Tar i fautonomie nach Lösungen ihrer Konfl ikte su­
chen. 

A n m e r k u n g : 

Das BAG hat über zwei Feststellungsbegehren der Kl. entschie­
den, über das beantragte, aber nicht primär gemeinte (angebli­
cher Verhandlungsanspruch der beklagten Gewerkschaft) sowie 
über das gemeinte, aber nicht ausdrücklich beantragte (Zulässig­
keit bestimmter tarifpolitischer Forderungen). Das Urteil über­
rascht im Ergebnis nicht, setzt es doch mehrere Entscheidungs­
linien der höchstrichterlichen Rechtsprechung konsequent fort. 
Dabei bietet es ein anschauliches Beispiel für die funktionale 
Verflochtenheit von materiellem Recht und Prozeßrecht bei der 
Feststellungsklage (vgl. Trzaskalik, Die Rechtschutzzone der 
Feststellungsklage im Zivil- und Verwaltungsprozeß [1978] 
S. 14f.). Wegen seiner vorgreiflichen Bedeutung soll das ver­
deckte Hauptthema der Klage zuerst erörtert werden. 

I. Feststellungsklage bezüglich der Zulässigkeit einer tarifpoliti­
schen Forderung 

Ein entsprechendes (hilfsweise) Verständnis des Klagebegeh­
rens gewinnt das BAG offenbar im Wege der Auslegung gem. 
§ 133 BGB - eine anderweitig ausdrücklich so gekennzeichnete 
Verfahrensweise (vgl. BAGE 8, 333ff.; BAG AP Nr. 46 zu § 256 
ZPO [dort in concreto nicht möglich]). Nach ständiger Recht­
sprechung der ordentlichen und ArbGe gelten als „Rechtsver­
hältnis" i. S. d. § 256 ZPO auch einzelne Ansprüche oder Rechts­
positionen im Rahmen komplexer Rechtsbeziehungen, nicht 
aber bloße rechtliche Vorfragen oder aber unselbständige Ele­
mente eines Rechtsverhältnisses (RGZ 107, 303ff.; BAGE 4, 114; 
15, 174, 178f. = SAE 1964, 144 mit Anm. Dietz; 18, 256, 272 = 
SAE 1967, 72 mit Anm. Mayer-Maly; BAG AP Nr. 44-48 zu § 256 
ZPO). Die gerichtliche Entscheidung soll Rechtsschutz gewähren 
und Rechtsfrieden sowie Rechtssicherheit herstellen; dies kann 
sie nicht erreichen, wenn sie sich nur auf Teilelemente eines 
umfassenderen Streites bezieht. Die Gerichte sollen vor übermä­
ßiger Inanspruchnahme durch „sukzessives Prozedieren" (Schu­
mann, Anm. zu BAG AP Nr. 46 zu § 256 ZPO, Bl. 4) und vor 
funktionswidriger Ausnutzung als autoritative Gutachter für 
abstrakte Rechtsfragen geschützt werden. Konsequent, nicht 
systemwidrig, ist die Zulassung von auf eine grundsätzliche 
Rechtsfrage begrenzten Feststellungsanträgen, sofern die dies­
bezügliche Rechtsungewißheit den e i n z i g e n Streitpunkt zwi-
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sehen den Parteien darstellt, ihre Beseitigung also vollen Rechts­
frieden herzustellen geeignet ist (BAG AP Nr. 134 und 143 zu 
§242 BGB Ruhegehalt = SAE 1972, 83 mit Anm. Seiter; im 
Grundsatz ebenso BAG AP Nr. 4 zu § 23 a BAT; Nr. 3 zu §§ 22, 23 
KnAT; Grunsky, Grundlagen des Verfahrensrechts [2. Aufl. 1974] 
S. 398; Schumann, aaO). Diese Ausnahme liegt beim Streit um 
die rechtliche Zulässigkeit einer im Verhandlungsstadium gefor­
derten TV-Klausel sicher nicht vor - dies hat das BAG bereits am 
21. 3. 1978 im Zusammenhang mit Differenzierungsklauseln ent­
schieden (BAGE 30,189 = AP Nr. 62 zu Art. 9 GG Arbeitskampf = 
NJW 1978, 2114 = SAE 1979, 77 mit Anm. Weitnauer). Welche 
Wirkung und welchen Stellenwert eine punktuelle Rechtsfest­
stellung durch das Gericht im weiteren Verlauf der Tarifverhand­
lungen hätte, läßt sich schlechterdings nicht voraussagen. 

Obwohl sich die Unzulässigkeit des Klagantrags demnach aus 
allgemeinen Rechtsprechungsgrundsätzen ohne weiteres erge­
ben hätte, läßt sich das BAG aber doch auf eine rechtsdogmati­
sche und -politische Begründung ein, unter der Scheinfrage 
nach einer ,.entsprechenden Anwendbarkeit des § 256 Abs. 1 
ZPO" . In Wirklichkeit geht es beim „Rechtsverhältnis" und „Fest­
stellungsinteresse" des § 256 ZPO nicht um Subsumtion und 
möglicherweise Analogie; es handelt sich um Generalklauseln 
mit dem Auftrag an die Gerichte, Ausmaß und Grenzen eines 
schutzwerten Feststellungsbedürfnisses im System zivilprozes­
sualen bzw. arbeitsgerichtlichen Rechtsschutzes zu konkretisie­
ren und zu beurteilen (vgl. Grunsky, ArbGG [4. Aufl. 1981], § 46 
Rz. 18; ders., Grundlagen des Verfahrensrechts, S. 402; allge­
mein rechtstheoretisch Teubner, Standards und Direktiven in 
Generalklauseln [1971], S. 56ff.). In dieser Sicht erweist sich die 
offene Argumentation des BAG als unmittelbare Normanwen­
dung. 

Im Ergebnis bleibt es jedoch bei der Unzulässigkeit, einzelne 
Rechtsfragen im Rahmen des tarifvertraglichen Verhandlungs­
prozesses den Gerichten zur Vorabbeurteilung vorzulegen. Zwei 
zentrale Aspekte bestimmen die Entscheidung des Senats, die 
„Abstraktheit" des Streitpunktes und die Fernwirkungen gericht­
licher Vorabentscheidung auf den tarifvertraglichen Auseinan­
dersetzungsprozeß. Die Befürchtung, das freie Spiel der Kräfte 
als unverzichtbare Basis tarifvertraglicher „Richtigkeitsgewähr" 
werden - nicht de jure, wohl aber de facto - durch gerichtliche 
Einmischung inhaltlich beeinflußt und gestört, erscheint reali­
stisch: Rechtliche, wirtschaftliche und politische Gesichtspunkte 
weisen nun einmal nicht die theoretisch wünschenswerte Trenn­
schärfe auf, und auch die Gefahr taktischen Mißbrauchs zugelas­
sener Rechtsbehelfe ist nicht von der Hand zu weisen. Im übrigen 
hängt dieser Punkt eng mit dem Problem des Verhandlungsan­
spruchs zusammen und soll unten (II) fortgeführt werden. 

Mit dem Hinweis auf die mangelnde Konkretisierung der gefor­
derten TV-Klausel nimmt der Senat implizit den tradierten Grund­
satz in bezug, es sei nicht Aufgabe der Gerichte, zu allgemeinen 
(„abstrakten") Rechtsfragen Gutachten zu erstellen (BAG AP 
Nr. 24, 44 zu § 256 ZPO = SAE 1960,188 mit Anm. Bötticher, SAE 
1967, 168; Nr. 8 zu § 253 ZPO; Nr. 32 zu Art. 9 GG Arbeitskampf = 
SAE 1964, 144 mit Anm. Dietz). Das wird von den Gerichten so 
allerdings auch kaum je verlangt, in der Regel steht hinter Fest­
stellungsbegehren, die auf eine „bloße" Rechtsfrage bezogen 
sind, ein handfestes und rechtlich grundsätzlich anerkennens­
wertes Planungsinteresse (.oft beider) Parteien (Grunsky, AcP 179 
[1979], 411). Daß dieses auch bei den beteiligten TV-Parteien 
vorliegt, wird ihnen vom Senat ausdrücklich bestätigt: Hier wie 
zumeist wünschen zu rechtskonformem Verhalten bereite Par­
teien Aufklärung über eben dieses Recht, um rechtswidrige 
Schadensverursachung zu vermeiden oder zu verhindern - nor­
malerweise im eigenen Interesse, im tarifvertraglichen Bereich 
aber auch im Interesse der von einem potentiellen Arbeitskampf 
betroffenen Allgemeinheit. 

Dennoch verweigert der Senat diesem anerkannten Planungsin­
teresse die Aufwertung zum „Feststellungsinteresse" i.S. d. 
§ 256 ZPO (im Grundsatz gefordert von Trzaskalik, aaO, insbes. 
S. 33ff., 59ff.; zust. Grunsky, AcP 179 [1979], 410ff.; vgl. auch 
Bruns, Zivilprozeßrecht [2. Aufl. 1979], S. 175; P. Schlosser, 
Zivilprozeßrecht I [1983], Rz. 196) wegen der unvermeidlichen 

Fernwirkungen auf die Verhandlungsfreiheit und Tarifautonomie 
(formaler in der Begründung, aber im Ergebnis ebenso schon 
BAG v. 21. 3. 1978, NJW 1978, 2114 ff.). 

Das BAG macht allerdings beiden Seiten gewisse Zugeständ­
nisse: Die vom Streik bedrohten ArbGeb können unmittelbar vor 
Streikausbruch vorbeugende Unterlassungsklage erheben, ent­
sprechend dem durch die zivilrechtliche Rechtsprechung (weit 
über § 823 BGB hinaus) entwickelten Rechtsschutzsystem (grdlg. 
Henckel, AcP 174 [1974], 97ff.). Um Effektivität und damit Sinn 
dieser Unterlassungsklage plausibel zu machen, hätte sich das 
BAG aber doch zur Möglichkeit einer einstweiligen Verfügung 
äußern müssen - ohne sie wäre der eingeräumte Rechtsschutz 
nur von zweifelhaftem Wert. 

Bezüglich der Gewerkschaften versucht der 1. Senat, das Risiko 
des Rechtsirrtums für die kampfwillige Partei, die Gegenseite 
und die Allgemeinheit abzumildern: Trotz unsicherer Rechtslage 
bezüglich einer Tarifforderung kann (unter engen Voraussetzun­
gen!) das Verschulden für dennoch eingeleitete, ex post als 
rechtswidrig befundene Arbeitskämpfe fehlen. Der hierin liegen­
den Überwälzung des Schadensrisikos auf die Gegenseite und 
die Allgemeinheit wird dadurch begegnet, daß Arbeitskämpfe in 
dieser Situation „maßvoll" zu führen seien; außerdem könne die 
Gegenseite, die die Tarifforderung für rechtlich unzulässig hält, 
sofort auf Unterlassung des Arbeitskampfes klagen und insoweit 
auch mittels einstweiliger Verfügung vorgehen (zum ganzen vgl. 
Urteil vom 21. 3. 1978 aaO [SAE 1979, 77 mit Anm. Weitnauer]). 
Die Gegenseite fungiert damit de facto als Sachwalter auch der 
Allgemeininteressen. 

Dieses scheinbar geschlossene System kann nicht darüber hin­
wegtäuschen, daß es das Schadensrisiko nur mildert, nicht aber 
ganz beseitigt. Wenn unmittelbar vor oder sofort nach Einleitung 
von Kampfmaßnahmen über die Zulässigkeit einer Tarifforde­
rung (inzident und unter Zeitdruck) gerichtlich entschieden wer­
den kann, warum dann nicht schon vorher mit etwas mehr Ruhe? 
Steuern die TV-Parteien unmittelbar auf einen Arbeitskampf zu, 
dürften die Verhandlungspositionen in der Regel so verhärtet 
sein, daß eine gerichtliche Entscheidung den Verhandlungspro­
zeß kaum noch verfälschen kann. Im Interesse effektiveren 
Rechtsschutzes wäre also eine Vorverlagerung der Möglichkeit 
zur Anrufung der Gerichte zu erwägen. Das Erfordernis „alsbal­
digen" Feststellungsinteresses (§ 256 ZPO; dazu BAG AP Nr. 45 
zu § 256 ZPO) würde genügen, „Gutachtenanträge" von echten 
Rechtsschutzbegehren zu sondern (eine konkrete Rechtsgefähr­
dung der Kl. fehlte im vorliegenden Fall). Zu klären bliebe dann 
nur das Verhältnis von negativer Feststellungsklage zur vorbeu­
genden Unterlassungsklage (dazu grds. Zeuner, FS Dölle I [1967], 
295 ff., insb. 314 ff.). 

Schließlich ergeben sich - von der Position des BAG aus - offene 
Folgeprobleme, wenn der Kampfgegner, typischerweise die Arb­
GebSeite, es vorzieht, sich kampfweise auseinanderzusetzen 
anstatt auf dem Rechtsweg. Darf er dies oder verstößt er seiner­
seits gegen das Ultima-Ratio-Prinzip? Kann die später auf Scha­
denersatz in Anspruch genommene Gewerkschaft wegen unter­
lassener Schadensminderung Mitverschulden (§ 254 BGB) ein­
wenden? Es spricht einiges für eine Pflicht der Gegenseite zur 
Beschreitung des Rechtswegs gegen einen für unzulässig gehal­
tenen Arbeitskampf. Weiterkämpfen bis zur Entscheidung muß 
sie sowieso, und die zusätzliche Wahrnehmung eines Rechtsbe­
helfs stört nicht die Effizienz der Koalitionszweckverfolgung 
(zum Thema „Rechtsweg oder Kampffreiheit" bei Anerkennung 
eines allgemeinen Verhandlungsanspruchs vgl. Wiedemann, 
Anm. zu BAG AP Nr. 1 zu § 1 TVG, Bl. 4; Seiter, FS zum 
125jährigen Bestehen der Juristischen Gesellschaft Berlin [1984], 
S. 729ff., 746ff.; vgl. Coester, ZfA 1977, 87ff., 96f.; die dort 
propagierte Wahlfreiheit der kampfwilligen Partei wäre-wie hier 
- darauf zu beschränken, daß neben , nicht statt Beschreitung 
des Rechtswegs gekämpft werden darf). 

II. Verhandlungsanspruch 

1. Die ablehnende Haltung des BAG zur gerichtlichen Überprüf­
barkeit einzelner rechtlicher Vorfragen im Rahmen von Tarifver­
handlungen steht - wie der Senat selbst hervorhebt - in enger 
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sachlicher Korrespondenz zu den Entscheidungen über einen 
Verhandlungsanspruch der TV-Parteien (BAG vom 2. 8. 1963 = 
NJW 1963, 2289 = SAE 1964, 94 mit Anm. Bötticher; vom 14. 7. 
1981 = NJW 1982, 2395 = SAE 1984, 98 mit Anm. Seiter). Gäbe 
es einen solchen Anspruch, könnte er sich doch immer nur auf 
rechtlich zulässige Verhandlungsthemen beziehen, was inziden­
ter im Rahmen von Rechtsstreiten über den Verhandlungsan­
spruch geprüft werden müßte. Es darf sogar vermutet werden, 
daß die Unzulässigkeit einzelner tarifpolitischer Forderungen 
zum typischen Einwand verhandlungsunwilliger Parteien würde. 
Damit wäre das Konzept der gerichtlichen Nichteinmischung in 
den Verhandlungsprozeß zunichte gemacht. Diese Konsequenz 
läßt sich auch nicht dadurch vermeiden, daß man einen Verhand­
lungsanspruch inhaltlich zurückschneidet auf ein Recht auf 
„tarifvertragliches Gehör" (Wiedemann, aaO; Seiter, aaO, S. 737) 
- auch dieses kann nur bezüglich zulässiger Forderungen beste­
hen. Aus den Entscheidungen vom 21. 3. 1978, vom 14. 7. 1981 
sowie der jetzigen läßt sich somit folgender Grundsatz entneh­
men: Eine gerichtliche Vorabentscheidung über rechtliche Vor­
fragen im Verhandlungsstadium findet nicht statt, weder auf 
unmittelbare Feststellungsklage hin noch mittelbar durch Ent­
scheidungen über einen Verhandlungsanspruch. 

Diese Konzeption erleidet Einbußen dort, wo ausnahmsweise 
doch ein Verhandlungsanspruch zu bejahen ist: Bei tarifvertrag­
licher oder sonstiger Vereinbarung (vgl. BAG AP Nr. 4 zu § 1 TVG 
Verhandlungspflicht), etwa im Rahmen gerichtlicher Vergleiche 
(unten 2) oder auch dort, wo Erzwingungskämpfe verwehrt sind 
(Birk, AuR 1979, Sonderheft S. 20; Konzen, Anm. zu BAG, EzA 
Nr. 33 zu Art. 9 GG [zu I 2]; Seiter, aaO, S. 746 f.). Die praktische 
Bedeutung dieser Ausnahmen dürfte allerdings nicht so groß 
sein, daß sie das Grundkonzept des BAG in Frage stellen. 

2. Von seinem Standpunkt aus, daß ein allgemeiner tarifver­
tragsrechtlicher Verhandlungsanspruch nicht bestehe, hat der 
Senat folgerichtig die Forderungen der Gewerkschaft nicht als 
„Berühmung" eines R e c h t s a n s p r u c h s gewertet. Der Versuch, 
die Gegenseite durch Argumentation und Druck zu konkreten 
Verhandlungen zu bewegen, ist notwendiges Element der tarif­
autonomen Auseinandersetzung, die das BAG nicht stören will. 
Eines R e c h t s a n s p r u c h s auf Verhandlungen hätte sich die 
Bekl. nur berühmt, wenn sie dies besonders zum Ausdruck 
gebracht hätte. Deshalb brauchte der Senat auch nicht der Frage 
nachzugehen, ob sich nicht in concreto aus Ziff. 3 des Vergleichs 
vom 17. 12. 1980 eine vertragliche Verhandlungspflicht ergab. 

Anders wäre zu urteilen, wenn es eine a l l g e m e i n e Verhand­
lungspflicht gäbe: Dann läge in der Erhebung einer tarifpoliti­
schen Forderung regelmäßig auch die Behauptung eines diesbe­
züglichen Verhandlungsanspruchs. Damit wäre auch der Gegen­
seite die Möglichkeit eröffnet, mittels negativer Feststellungs­
klage das Nichtbestehen eines Verhandlungsanspruchs wegen 
Unzulässigkeit der erhobenen Forderung geltend zu machen. 

III. Das BAG weist zutreffend darauf hin, daß sich für und gegen 
die Zulassung einer Feststellungsklage der vorliegenden Art gute 
Gründe anführen lassen. Gleiches gilt für den umstrittenen Ver­
handlungsanspruch. In beiden Fällen handelt es sich letztlich um 
rechtsdogmatische und -politische Wertungsfragen, deren Be­
antwortung mit den Kategorien „r icht ig" oder „falsch" nicht 
erfaßbar ist. Vertretbarkeit und Konsequenz wird man der Kon­
zeption des BAG nicht absprechen können, auch wenn man eine 
etwas großzügigere Haltung zum „Rechtsverhältnis" und Fest­
stellungsinteresse i.S. d. § 256 Abs. 1 ZPO für wünschenswert 
hält. 

Prof. Dr. Michael C o e s t e r , Göttingen 

Hinwe is der Redak t i on : 
Vgl. außer den im Urteil genannten Entscheidungen zur Zulässigkeit einer 
als Feststellungsklage erhobenen Verbandsklage BAG vom 28. 9. 1977 -
4 AZR 446/76 = AP Nr. 1 zu § 9 TVG 1969 = SAE 1978, 295 mit Anm. 
Bickel; zur Feststellungsklage bei Streitigkeiten in Angelegenheiten der 
Sozialversicherung BAG vom 11. 7.1975-5 AZR 546/74 = AP Nr. 1 zu §55 
SGG = SAE 1976, 91 mit Anm. Schulin. 
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